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Nr. 587. Mittag⸗Ausgabe. : 


0. K. C. Landtags: Verhandlungen. 
Berlin, 13. Dezember. (Abend Sitzung.) 


Präsident v. Forckenbeck. Am Miniftertiih: Regier.⸗Commiſſare Geh. 
Räthe Mölle, Burckhardt, Geim und v. Henn 95 U 0 
Die Tribünen find zahlreicher beſetzt als bei den vorhergehenden Abend» 
Simmern, jedoch immer noch ſpärlich, die Plätze im Haufe fällen ſich erft 
m 


ig. 

Der Präſident eröffnet die Sitzung um 7 Uhr 22 Minuten mit den ge⸗ 
wöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. 

Vor dem Eintritt in die Tages⸗Ordnung erhält das Wort der 

Abg. Reinhard: Eine kurze Bemerkung. Der Abgeordnete für Breslau 
bat ſeine Verwunderung ausgedrückt, daß der Vertreter von Stettin die Erb⸗ 
ſchaft des früheren Collegen Kerſt angetreten habe. Dazu bemerke ich, daß 
es noch nicht Sitte iſt, Erbſchaften anzutreten, ohne daß ein Erblaſſer eriſtirt. 

Präſident: Ein Eingehen in die abgethane Discuſſion kann ich nicht 
geſtatten. Wir treten in die Tages⸗Ordnung ein, und zwar in die Fortſetzung 
der Berathung des Etats der indirecten Steuern, ſpeciell zu Titel 11, 
die Stempelſteuer betreffend. Dazu iſt von dem Abg. Rohden ein Antrag 
und zu dieſem von dem Abg. Sachſe ein Unteramendement geſtellt worden. 
Außerdem hat der Abg. Michaelis ſeinen heut Vormittag geſtellten Antrag 
zu Gunſten eines vom Herrn Abg. Berger (Solingen) geſtellten Antrages 

urückgezogen, welcher dahin geht: die Staatsregierung aufzufordern, ein Ges 
etz, betreffend die Aufhebung der Zeitungsſteuer, in der nächſten Seſſion dem 
Landtage vorzulegen. Bei Eröffnung der Discuffton nimmt das Wort: 

Abg. Michaelis (Stettin): Der Herr Vertreter der Staatsregierung 
hat gegen meine Anführung wegen des Zeitungsſtempels zwei Einwendungen 
erhoben, einmal, dieſe Stempelſteuer wäre gegenwärtig nicht als eine Polizei⸗ 
maßregel von Intereſſe, ſondern als eine finanzielle Einkommenquelle zu be 
trachten, und zweitens, es ſei keine Beläſtigung der minder wohlhabenden 
Klaſſen. Was den erſten Punkt anlangt, ſo iſt die Entſtehung des Zeitungs⸗ 
ſtempels als eine gegen die Preſſe gerichtete politiſche Maßregel wohl Allen 
im Gedächtniß. Wenn die Steuer als Conſumtionsſteuer betrachtet wird, ſo 
verſtehe ich nicht, warum nicht der Beſuch von Gymnaſien und Univerfitäten 
(Obo! rechts) und die Lectüre von Romanen befteuert wird und warum man 
nicht hohe Autoritäten, wie Schiller und Göthe, hoch beſteuert. Die Frage 
der Zeitungsſteuer ift eine ſehr ernſte. Die Wirkung richtet ſich nach dei 
Grbße des gedruckten Raumes; es wird alſo zunächſt Raum zu ſparen ver⸗ 
ſucht durch engen Druck, und die 1 810 des Stempels ſpürt man on den 
Augen. Eine andere Folge ift die Verſchlechterung des Papiers, um die 
Ausgabe für Papier zu vermindern. Es werden nicht die großen Zeitungen 
am Erſcheinen behindert, ſondern die kleinen Blätter. Es iſt ſchlimm, wenn 
man Kinder in die Schule ſchickt, um leſen zu lernen und ihnen ſpäter das 
Leſen verkümmert. In den neuen Landestheilen, in welche dieſe Zeitunsſteuer 
eingeführt werden ſoll, wird ſich ſchwerlich Jemand finden, der dieſer Maßre⸗ 

el zuſtimmt. Der Zeitungsſtempel iſt eines freien Staates unwürdig. (Leb⸗ 
fte8 Bravo links, Ziſchen rechts und nochmaliges Bravo links.) . 

Präſident: Das einfache Bravo ift jedenfalls das größte Beifalls⸗ 
eichen. Das 3 und das Wiederbravo halte ich für die Würde des 

auſes nicht paſſend. (Sehr richtig!) 

—2 Hoppe: Bei einer ſteuerfreien Preſſe haben wir Alle gleiches In⸗ 
tereſſe im Hauſe; daher erwartete ich eigentlich, daß dieſer Antrag keinen 
Gegner finden würde. Ich will annehmen, daß das Ziſchen, das ich gehört 
habe, nur dagegen gerichtet iſt, daß dieſe Steuer in die neuerworbenen Lan⸗ 
destheile eingeführt werden ſoll. Geſchähe dies, was würden wir daſelbſt für 
Erfahrungen machen müſſen, und dieſer Zukunft vorzubeugen, dürfen keine 
Anſtrengungen geſcheut werden, und ich freute mich, daß der Abg. Berger 
feinen Antrag ſtellte. Wir haben jetzt keine freie Preſſe; erſt in der neueſlen 

eit find die Amts-, Kreis⸗ und andere Blätter entſtanden, als ſteuerfreie 

lätter, wodurch der Regierung eine große Uebermacht gegeben ift, Wir 
können daher nichts ri Hr thun, als wenn wir die Steuer befeitigen, und 
ich bitte, dem Antrage beizuſtimmen. a 

Regierungs⸗Commiſſar Burkhardt: Die Einwendungen gegen die Zei⸗ 
tungsſteuer ſind in größerer Vollſtändigkeit und mit nicht weniger Nachdruck 
als beute, bereits im Jahre 1861 gemacht worden. Gleichwohl ging damals 
das Geſeß durch. Sie werden es der Staatsregierung nicht verdenken können, 
wenn fie den damals eingenommenen Standpunkt als einen poſitiven feſthält. 
Dem Abgeordneten für Stettin erwidere ich, daß ich die Behauptung, die ich 
machte, aufrecht erhalte; daß es nicht der polizeiliche Standpunkt, ſondern der 
finanzielle iſt, den die Regierung eingenommen. 


Der Hr. Abgeordnete überficht, wenn ich fo ſagen darf, daß eine Nova⸗ 


tion eintreten kann. Nicht immer iſt der Urſprung einer Steuer der Charak⸗ 
ter, den ſie behält im Laufe der Zeit. Ob dieſe Steuer früher einen polizei⸗ 
lichen Charakter hatte oder nicht, will ich vahingeſtellt fein ln; jetzt aber 
ſtehen wir auf dem Standpunkte des im Jahre 1861 erlaſſenen Geſetzes. 
Daß die Steuer auf Zeitungen die Aermeren tele habe ich nicht beſtritten; 
ich habe nur behauptet, daß ſie eine Verbrauchs⸗Abgabe ſei, die nicht gerade 
vorzugsweiſe den Armen treffe, und damit erledigt ſich das Pathos, mit dem man 
die Zeitungs⸗Beſteuerung als ein Attentat Mbun die Bildung ausgiebt. Bei 
der höchſten Anſchauung der politiſchen 15 7 beim äußerſten Maßſtab, 
den man an die Fruchtbarkeit dieſes „Capitals“ legt wird man nicht ſo weit 
gehen können, daß man behaupten müßte, es ſei nothwendiger das Brot zu 
deſteuern und die Zeitungen frei zu 1 es ſei ungerechter die Zeitungen 
u beſteuern, als das Brot nicht zu beſteuern. In Preußen ſind wir noch in 
er Lage, daß wir unter Umſtänden auch das Brot beſteuern, und ich glaube, 
es iſt deshalb nicht ausgeſchloſſen, daß es nur eine finanzielle Frage iſt, ob und 
wie lange die Zeitungen zu beſteuern ſind. In dieſem Sinne bitte ich, den 
Antrag abzulehnen. Die Einführung dieſer Steuer in die neuen Landestheile 
betreffend, jo iſt nur behauptet, daß dieſe Frage in Erwägung gezogen werden 
ſoll. Ich füge aber hinzu, daß es die größte Unzuträglichkeit ba en würde, 
in einigen Landestheilen Steuern nicht zu haben, die in anderen beſtehen. 
Abg. Sachſe (bertbeibigt ein von ihm zum Antrag Rohden geftelltes 
Amendement): Ich möchte Sie bitten, allen Beamten, auch den penfionirten, 
als den noch mehr bedürftigen, den Stempelſteuerabzug zu erlaſſen und mein 
Amendement anzunehmen. 
Ein Antrag auf Schluß der Discuffion wird abgelehnt. 
Abg. Duncker: Da heute die Herren Spiritus⸗Fabrikanten pro domo 
prachen, jo erlauben Sie mit auch jetzt, von Zeitungen zu reden; bei der 
ufnahme, welche die 1 der Redner bon unſerer Seite auf jener 
Seite gefunden, muß ich glauben, daß Sie da drüben den Genuß von Zeis 
tungen für ebenſo gefährlich halten, wie den Genuß von Branntwein. (Hei⸗ 
terfeit.) In der Zeitungsſteuer liegt allerdings eine Mäßigung des Leſens, 
und die Behauptungen des Gem Commiſſars find hinfällig. Wenn die Zei⸗ 
tungsſteuer ein finanzielles Einkommen für den Staat wäre, ſo hatte der 
Staat das Intereſſe, eine moͤglichſt gleichmäßige und möͤglichſt hohe Steuer 
u erzielen. Wo baben Sie aber für Conſumtionsſteuern ein Maß des Ber: 
— es?. Ein Schlächter muß die Ochſen nach 100 ebenſo verſteuern, wie 
einzeln. (Sehr 1 Ich erinnere Sie daran, daß gerade die großen Zei: 
tungen durch dies Maximum bedrückt werden. (Der Finanzminiſter tritt ein.) 
Licht und Sonne iſt nicht gleich vertheilt. 
Als Intereſſent bei der Sache ſchließe ich mich vollſtänig den Aeußerun⸗ 
en des Abgeordneten für Waldenburg an; dieſe Steuer ſchafft ein Mono ol 
fr die beſtehenden Blätter, das Sollten die Herren don da drüben (rechts) ſich 
agen laſſen, die da meinen, daß die großen Blatter immer in den Händen 
der Liberalen feien, wenn fie den Kampf in wirklich geiſtiger Weiſe führen 
wollen. (Lebhafte ie Nees Der Hr. Commiſſar dat dann geſagt, es 
fei nicht richtig, daß die Zeitungsſteuer gerade den ärmeren Theil drücke, und 
da das Brot beteuert fei, könne man nichts dagegen haben, könnte man au 
die Bildung beſteuern. Aber ich habe noch nie gehört, daß die Beſteue⸗ 
rung des Brotes in dieſem Haufe gebilligt wurde: und nun wird Brot und 
Bildung beſteuert! Der Abg. Tweſten hatte auf die Zeile 9 Pfennige Steuer 
berechnet; das iſt zu günſtig; ſie beträgt 1 Silbergroſchen. Daher ſſt es für 
die Redacteure maßgebend, ob für ihre Intereſſen der Text dieſe Steuern 
werth iſt, und rabei gerade iſt das Haus intereifirt. Es wird immer darüber 
geklagt, daß unſere Verhandlungen nicht ausführlich genug kam fc 
werden, und daß gerade die Gegner der liberalen Parteien dabei am ſchlimm⸗ 
ſten weglämen: aber, m. H., Sie werden uns doch nicht zumuthen, daß wir 
die in denen Sie uns ſchlecht machen, mit einem Silbergroſchen ber« 
deuern follen? (Allgemeine anhaltende Heiterteit und Beifall.) Bei dem Uns 
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Siebenundvierzigſter Jahrgang. — erlag von Ednard Trewendt. 


ternehmen, dem ich vorſtehe, iſt es faſt unmöglich, 555 7 Stoff zu bieten, 
und daher mußte noch ein beſonderes Blatt dem Publikum geboten werden. 

Ich könnte noch hundert derartige Erſchwerniſſe anführen. Daß die wohl⸗ 
feilere Literatur dem Publikum zugängig gemacht werde, iſt im Intereſſe des 
Buchhandels, und nicht der Zeitungsverleger allein. Für den Lebensunter⸗ 
halt der ärmeren Bevölkerung iſt dieſe Steuer eine ſchwere Belaſtung, wenn 
jeder arbeitſuchende Dienſtbote in ſeinem Geſuche jede Zeile mit einem Sil⸗ 
bergroſchen verſteuern muß und an den Staat 100 pCt. zahlt. Ebenſo wer⸗ 
den alle Anpreiſungen wohlfeiler Gewerbs⸗Erzeugniſſe noch außer der Ge⸗ 
werbeſteuer beſteuert. Von meinem Unternehmen werden allein 30,000 Thlr. 
Steuern gezahlt; glauben die Herren, daß ich das aus meiner Taſche zahle? 
(Ruf rechts: Nein!); nicht die Bankiers bezahlen fie, ſondern die arbeitenden 
Klaſſen. (Ruf rechts: Leider!) Der Commiſſar hat auf die Verhandlungen 
von 1861 verwieſen. Da hat gerade der Referent geltend gemacht, daß bieje 
Steuer bald wieder aufgehoben werden müſſe. Wir müſſen uns in dieſem 
Augenblicke ſchlüſſig machen; denn daß wir durch unſere Verfaſſungs⸗Inſti⸗ 
tutionen in den neuen Provinzen gerade keine Propaganda machen würden, 
habe ich wohl geglaubt, aber ich hatte gehofft, daß unſere Verkehrs⸗Inſtitu⸗ 
tionen das thun würden; leider hat mir heute der Herr Commiſſar dieſe 
Hoffnung geraubt. Daher iſt der Antrag berechtigt und ich bitte Sie, den⸗ 
ſelben anzunehmen. er 

Ein Antrag 5 Schluß der Debatte iſt eingegangen; nach einigen Ber 
merkungen zur Geſchäftsordnung von den Abgg. Flottwell, Bresgen und 
Rohden wird der Schlußantrag angenommen. Das Haus ſchreitet zur Ab⸗ 
ſtimmung zunächſt über den Rohden'ſchen Antrag. Das zu demſelben von 
dem Abg. Sachſe geſtellte Amendement, welches die Stempelfreiheit auch auf 
die Quittungen der penſionirten Beamten age will, wird ange: 
nommen, das bereits in der Vormittagsſitzung geſtellte Amendement des 
Abg. Heiſe mit geringer Majorität abgelehnt und mit dieſer Modification 
der Antrag des 5 Rhoden angenommen. 

Es folgt die Abſtimmung über den von dem Abg. Berger (Solingen) 
geſtellten Antrag, betreffend die Aufhebung der Zeitungsſteuer vom 1. Januar 
1868 ab, und wird derſelbe ſodann ebenfalls mit geringer Majorität ange⸗ 
nommen. t 

Tit. 11 „Stempelſteuer“ und Tit. 12 „Chauſſeegelder“ werden mit 5,530,000 
Thlr. reſp. 1,317,000 Thlr, genehmigt; zu Tit. 13 „Brücken⸗, Fähre und 
Hafengelder, Strom⸗ und Canalgefälle“ nimmt das Wort: 8 

Abg. Ur. Hammacher: Wir haben den Antrag geſtellt, die Staats⸗ 
1 haler, a ee vom Jahre 868 ab die dermalen noch beſtehenden 
Zölle auf der Lippe und Ruhr aufzuheben. Wir betrachten die Annahme 
dieſes Antrages als eine Forderung des Rechts. Es giebt in Preußen nur 
noch dieſe zwei Steuern, von denen die Staatskaſſe Einnahmen hat, nachdem 
Sie die Rheinſchifffahrts⸗Abgabe in voriger Woche einſtimmig abgeſchafft haben. 
Unſere Staatsregierung hat bei den letzkabgeſchloſſenen Friedensverträgen mit 
anderen Staaten großen Werth darauf gelegt, daß die Flußabgaben aufgeho⸗ 
ben werden; es ſteht daher zu hoffen, daß ſie unſerem heutigen Antrage zu⸗ 
ftimmen werde. (Redner bringt zur Motivirung ſtatiſtiſche Notizen bei.) Die 
Abgeben der Ruhr ſind erheblich und nicht immer zur Erhaltung und Ver⸗ 
beſſerung dieſes Stromes verwandt worden, die Ueberſchüſſe haben manchmal 
fremden Zwecken gedient. Wenn unſer Antrag angenommen wird, erhält die 
Staatsregierung Fonds, die zum Theil rentabel angelegt ſind und deren Er⸗ 
trägniſſe zur Unterhaltung der Ruhrſchifffahrt genügen. Ich empfehle Ihnen 
die Annabme des Antrages als eine Forderung des Rechts und der Billigkeit. 
Befreien Sie die beiden letzten ſteuerpflichtigen Ströme Preußens von den 
auf ihnen laſtenden Abgaben. 

Finanzminiſter b. d. Heydt: Ich will nur mit wenigen Worten dem Hrn. 
Vorkedner entgegnen, daß die Abgaben nicht der Staatskaſſe zu Gute kommen. 
In einer fern gelegenen Zeit mögen dergleichen Verwendungen ſtattgefunden 
haben, ſeit langer dei find fie aber im Intereſſe der Ruhrſchifffahrt verwen⸗ 
det worden. Ob die Abgabe ganz beſeitigt werden kann, wird einer näheren 
een der Staatsregierung unterliegen. 

Ein Antrag auf Schluß der Discuſſion wird angenommen, der Antrag 
des Abg. Dr. Hammacher wird abgelehnt und Tit. 14 genehmigt. Zu Tit. 15 
nimmt das Wort der 

Abg. Krieger (Berlin): Die hier angegebenen Einnahmen haben ſich 
im Laufe des letzten Jahres ſehr vermindert. Daraus iſt zu folgern, daß die 
Verhältniſſe andere geworden find, Schon früher, am 9. Juni b. J., wurde 
vom Hauſe der Antrag geſtellt, das Waffentragen der Steuerbeamten aufzu⸗ 
heben. Wir haben nichts wieder davon gehört, ob ſich die Staatsregierung 
mit demſelben beſchäftigt hat. Die andern Zollpereinsſtaaten haben dasjenige 
eſetz, um deſſen Auslegung es ſich hier handelt, nicht. Meines Wiſſens ha⸗ 
ben ſich Steuerbehörden dafür ausgeſprochen, daß das Geſetz aufgehoben wer⸗ 
den könnte. Ich bitte daher den Herrn Miniſter, den Gegenſtand in Erwä⸗ 
gung zu ziehen und beſonders auf den früher geſtellten Antrag zurückzugehen. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Finanzratb Geim; Unter den eigenthüm⸗ 
lichen Verhältniſſen des Jahres hat der Antrag nicht berückſichtigt werden 
können, er wird aber jetzt in Erwägung gezogen werden. 

Titel 15 und 16 der Einnahmen werden genehmigt, es folgt die Bera⸗ 
thung der fortdauernden Ausgaben. Titel 1—4 werden genehmigt. Zu Ti⸗ 
tel 5 nimmt das Wort der 4 . | a 

Abg. Krieger (Berlin) und beingt eine Angelegenheit von geringer Wich⸗ 
ligkeit zur Sprache, die aber auf der Journaliſten⸗Trihüne ebenſo, wie die 
Rückäußerung des Regierungs⸗Commiſſars Geh. Regier.⸗Rath Geim under: 
ſtändlich bleibt. , . 1 

Dann werden Titel 5 bis 8 genehmigt. Zu Titel 9 nimmt das Wort: 

Abg. Krieger: Ich möchte den Hrn. Regierungs⸗Commiſſar um nähere 
Auskunft über die Mehrforderung zur Erhöhung der Gehälter bitten, und 
beſonders, wie es ſich damit verhalten ſoll in Bezug auf die Beamten in den 
neuen Landestheilen. : 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Rath Geim: Unter den 5 Beamten ſind 2 
in den neuen Landestheilen, der eine in Hannover für Hannover und Braun⸗ 
ſchweig, der andere in Frankfurt a. M. für Kurheſſen ꝛc. Dieſe haben mit 
weiteren Befugniſſen ausgeſtattet werden müſſen und haben dadurch größere 
Arbeiten erhalten. Sie werden ſo lange in ihrer Stellung bleiben müſſen, 
bis in jenen Landestheilen nach dem € 
Monarchie Provinzial⸗Steuer⸗Directoren errichtet werden. Dieſen ſteht ein 
größerer Gehalt zu. Es wird daher die Poſition um 200 Thlr., die Differenz 
des künftigen Gehalts, ſich vermindern. > 

Da zu Tit. 10 der Abg. Krieger auf das Wort verzichtet, ſo werden 
ſämmtliche Titel dieſes Etats genehmigt. ; 

Es folgt die Berathung des Etats des Salzmonopols. Die Einnahmen, 
ebenſo Tit. 1—6 der Ausgaben werden genehmigt. 

u Tit. 7 nimmt das Wort der B 

bg. Tweſten: 70 will nur fragen, ob noch jetzt die im Etat für gröbere 
Bauten und Ankäufe von Grundſtücken ausgewor enen 27,000 Thlr. für 
—. Heer werden, nachdem heute das Geſetz über das Salzmonopol vor⸗ 
gelegen hat. 

eg.⸗Commiſſar Geh. 9 Geim: Alle Ausgaben, welche in Folge der 
Annahme jenes Geſetzes aufgehoben, werden zu den Erſparniſſen geſetzt. 


Bauten werden mit Rückſicht auf das Geſetz ſchon ſeit einiger Zeit nicht mehr b 


aufgeführt. 3 

Die übrigen Titel werden ohne Widerſpruch genehmigt. 

Es folgt der Etat der Lotterie⸗Verwaltung. 

Von dem Abg. Wuttke und Genoſſen iſt der Antrag geſtellt worden: 
„die Staatsregierung aufzufordern, baldigſt auf die Aufhebung der Lotterie 
in Preußen und den mit ihm verbündeten Staaten Bedacht zu nehmen.“ 

Die Staatsregierung verzichtet darauf, das Wort zu dieſem Etat zu neh⸗ 
men, es erhält deshalb das Wort der 

Abg. Wuttke: Der von mir gehelte Antrag iſt nicht neu und vielfach 
ſchon angeregt worden. Weshalb ich ihn geſtellt, diet Gründe darf ich wohl 
bier nicht erſt noch aufzählen, fie finden ſich ſchon in der Unmoralität des 
Lotterieſpieles. Preußen hat in letzter Zeit fo viel moraliſche Eroberungen 
gemacht, daß es ihnen auch dieſe noch anreihen ſollte. (Der Redner iſt wegen 
der Unruhe im Haufe auf der Journaliſtentribune faſt gar nicht verſtändlich.) 

Abg. Lasker: Ich weiß wohl, welche Schwierigkeiten eine Finanzminiſter 
hat, dieſe Einnahme zu entbehren. Es wäre rathſam, wenn die Herren Ans 
tragfteller zugleich Mittel und Wege angegeben hätten, dieſe Einnahmen z 
erjegen, ' Gb geht nun aber das 


orbilde in den alten Provinzen der 183 


u 
erücht, die Regierung beabſichtige, die Lot» 189,040 


gi eng Nr. 20. Außerdenn übernehmen 1 Sn N 


eftellungen auf die Zeitung welche Sonntag und 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 15. Dezember 1866, 
terie auf die neuen Landestbeile auszudehnen. 


Eine Verneinung dieſer Be⸗ 
heuptung wäre ſehr erwünſcht. k 
bg. v. Denzin: Ich muß mich leider auch noch gegen den Antrag ers 
klären. Der Antragſteller bat ſich namentich auf die moraliſche Seite de⸗ 
rufen. Ich kann dieſer Anſicht nicht beitreten. Die Unter⸗Collecteure in den 
Heinen Städten find auf den Ausſterbe⸗Etat geſeßzt, fo daß nur noch in größer 
ren Städten Looſe gezogen werden können. Wenn ich aber bedenke, was für 
Beſchlüſſe zu den Ausgaben über den Etat gemacht find, fo muß ich geſtehen, 
daß ich nicht weiß, wie die Regierung künftig einen Etat aufſtellen ſoll. — 
Die Discuſſion wird geſchloſſen. Der Antrag des Abg. Wuttke abgelehnt. 

Abg. Lasker: Ich habe aus den Bewegungen des Herrn Finanzminiſters 
erſehen, daß er auf meine Anfrage antworten wollte. 

Finanz⸗Miniſter Freiherr v. d. Heydt: Ich wollte nur ſagen, daß darüber 
eine Beſtimmung noch nicht getroffen iſt (Große Heiterkeit). 

Hierauf werden die Einnahmen und Ausgaben ohne Discuſſion genehmigt; 
es folgt die Berathung des Etats der Seehandlung. 

Abg. Reichenheim: Namens der Commiſſarien. (Ruf: Tribune!) 
M. H.] Ich werde ihrem Wunſche nachkommen. (Redner beſteigt die Tribüne 
und wird dadurch für die Berichterſtatter unverſtändlich.) Die Erkundigungen, 
die ich im Auftrage des Hauſes angeſtellt, haben ergeben, daß das Ei es 
ment in Ohlau preiswürdig verkauft ift. Die Keſultat⸗ der Seehand 
können überhaupt ausgezeichnet genannt werden, und wird nach den ſolide⸗ 
ſten Grundſätzen verwaltet. Im Uebrigen kann ich mich auf den Verwal⸗ 
tungsbericht der Seehandlung berufen; daraus ergiebt ſich ein Ueberſchuß 
von 6,736,199 Thlrn. Ich glaube nicht Unrecht zu thun, wenn . — Ses⸗ 
handlung die vollſte Anerkennung ausſpreche. Somit können Ihre Com⸗ 
miſſarien Ihnen nur empfehlen, die Summe don 600,000 Thlrn., die im 
Etat angeſetzt, zu genehmigen. 

Abg. Michaelis (Stettin): Das große Lob, welches der Herr Vorredner 
erhoben hat und dem ich beiſtimmen kann, veranlaßt mich, daran zu erin⸗ 
nern, daß ein Inſtitut, welches im Namen und auf Rechnung des Staates 
ſehr bedeutende Credite aufnehmen kann, eine Ironie auf unſer Steuer⸗ und 
Staatsſchulden⸗Bewilligungsrecht iſt (hört!). Ich behalte mir vor, bei einer 
anderen Gelegenheit dieſer Frage näher zu treten. 

Die Discuſſion wird hierauf geſchloſſen und ver Etat des Seehandlungs⸗ 
Inſtituts durchweg bewilligt. Ein Gleiches iſt der Fall mit dem Etat der 
preuß. Bank, ſowie mit dem Etat der Münze. Demnächſt folgt der Etat 
der Staatsdruckerei. Hierzu bemerkt der 

Abg. Dr. Becker: Ich will die Frage nicht anregen, ob es nützlich und 
nothwendig iſt, daß der Staat eine eigene Druckerei babe. Ich will nur 
einen Grund hervorheben, der als Hauptgrund für die Staatsdruckerei geltend 
gemacht wird. Man ſagt nämlich, die Herſtellung des Buntdruckes für Pa⸗ 
piergeld und Banknoten mache eine vorzüglich eingerichtete beſondere Druckerei 
nothwendig. Ich ſtelle nicht in Abrede, daß die Staatsdruckerei in Buntdruck 

anz Vorzügliches leiſtet. Es fragt ſich aber, ob der complicirte Druck der 
Banknoten dieſelben gegen Nachbildung ſicherſtellt, da ſelten ein Monat ver⸗ 
eht, wo nicht Nachbildungen in Umlauf kommen. Ich bin der Anſicht, daß 
0 das engliſche Syſtem mehr empfehlen dürfte, wonach dergleichen typogra⸗ 
phiſche Formulare ſehr einfach, aber auf einem ganz vorzüglichen, beſonders 
8 Papiere hergeſtellt werden, welches ſich der Nachbildung entzieht. 
8 würde jedenfalls, wenn man zu dieſem Verfahren überginge, eine Verein⸗ 
fachung in der Staatsdruckerei moglich fein. 

Da Niemand weiter das Wort . ſtellt der Präsident die einzelnen 
Titel zur Abſtimmung und es wird ohne Widerſpruch der der S 


Etat taats. 
druckerei von dem Haufe genehmigt. Der Präfivent ſchließt hierauf die Sitz ung 
10 U Auf der Tagesord⸗ 


und beraumt die nächſte auf morgen Fr br an. 
nung werden ſtehen die Etats: 1) der directen Steuern, 2) der allgemeinen 
Kaſſenverwaltung und 3) der . eg Lande. 
Schluß der Sitzung 9 Uhr 25 Min. 
Berlin, 14. Dezember. 
44. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find faſt leer. Am Miniſtertiſche: 
Miniſter v. d. Heydt und mehrere Commiſſare. 0 

„Vor der Tagesordnung erhält das Wort Abg. Dr. Virchow: In der 
Sitzung vom 4. d. M., bei Gelegenheit der Berathung des Etats des Miniſteriums 
des Innern, machte ich einige Bemerkungen über die Organiſation der hieſigen 

olizei, welche ich motivirte durch einige Vorgänge im Sanitätsweien. Der 

err Polizei⸗Präſident verſucht nun dieſe meine Anführungen in der „Neuen 

reußiſchen Zeitung“ zu widerlegen, indem er die Nichtigkeit der Thatſachen 
zu bezweifeln ſich erlaubt. Die Bemerkung beginnt damit, „daß die Ausfüh⸗ 
rung der Abgg. v. Hennig und Virchow ſofort vom Minister des Innern, 
dem Regierungs⸗Commiſſar und dem Abg. Heiſe als unrichtig bezeichnet 
worden ſeien“. Ich will hingegen nur bemerken, daß weder der Herr Minis 
ſter, noch der Regierungs⸗Commiſſar, noch der Abg. Heiſe auch nur eine Silbe 
gegen mich geſprochen haben. In der Erklärung heißt es weiter: „In der 
Sitzung der Sanjtäts⸗Commiſſion vom 11, Juni habe ſich das nicht ereignet, 
was ich vorgetragen“. Ich bemerke hingegen, daß ich auf die Sitzung dom 
11. Juni überhaupt nicht Bezug genommen habe. Die Bemerkungen des 
Herrn Polizei⸗Präſidenten treffen alſo das durchaus nicht, was ich geſagt 
habe, können mich alſo nicht widerlegen; ich muß vielmehr die Richtigkeit aller 
von mir mitgetheilten Thatſachen aufrecht erhalten, bemerke aber dabei, daß 
meine Argumentation ſich durchaus nicht gegen die Perſon des Polizel⸗Prä⸗ 
ſidenten, ſondern lediglich gegen die Organiſakion dieſer Behörde gerichtet hat, 
daß ich vielmehr der amtlichen und perſönlichen Stellung dieſes Beamten gern 
alle Anerkennung zolle. (Redner reicht darauf die „Kreuzzeitung“, die er bis⸗ 
her in der Hand gehadt, dem Abg. v. Hennig; Heiterkeit rechts.) 

Abg. v. Hennig: Bei mir liegt ganz derſelbe 25 — vor. Ich will nur 
zwei Nunkte hervorheben, um zu beweiſen, daß dieſe ſogenannte Berichtigung 
den ganzen Charakter derartiger officibſer Berichtigungen an ſich trägt. Da 
heißt es denn in dem Artikel, ich mt ga „die Waſſerleitung gereiche der 
Stadt Berlin zur Plage“, das iſt mir 5 nicht eingefallen, ich habe nur 
egen das Monopol der Waſſerleitungs⸗Geſellſchaft geſprochen. Der Polizei⸗ 
fee beſtreitet ferner, daß den ſtädtiſchen Behörden nur 8 Tage Zeit zu 
ihrer Beſchlußfaſſung hierüber gelaſſen worden wäcen, ſondern daß ſchon ſeit 


ſelbſt; das ändert aber nichts an der Thatſache, die ich aufrecht erhalte, d 
die Sache der Stadtverordneten⸗Verſammlung ohne jede Vorbereitung zur 
Entſcheidung binnen 8 Tagen vorgelegt worden iſt. Auch mit Bezug auf den 
Buder ſchen Vorbau fol ich Unrecht haben, indem geſagt wird, daß biefer 
Kin feit undenkbarer Zeit beſtehe. Daß er ſchon 7 als 10 Jahre 
teht, wußte ich, aber ich wußte auch, daß eine polizeiliche Verfügu t, 
wonach ſolche Vorbauten, wenn ſie baufällig werden, abzubrechen ſind und 
nicht wieder aufgebaut werden dürfen. So war es bei Buder; dieſem wurde 
es aber trotz der Polizei⸗Verordnung wieder geſtattet, den Vorbau wieder auf⸗ 
zurichten. Dies wird wohl genügen, um die ganze Art und Weiſe zu charakte⸗ 
riſiren, wie man durch Hervorhebung halbwahrer Thatſachen 3 5 Anfüh⸗ 


rungen zu widerlegen verſucht. 

2109 eiſe: Ich ſtelle es dem Herrn Präsidenten anheim, ob es wohl 
uläſſig iſt, durch eine Polemik gegen Zeitungsartikel unſere Berathungen 
ier zu verzögern; auf Grund des Preßgeſezes könnten ja die Herren, 
Ge en — 2 en ſind, in der betreffenden Zeitung ſelbſt dies widerlegen. 

e 5 

Präſident v. Forckenbeck erklärt, daß er derartige kurze Bemerkungen 
gegen vermeintliche Berichtigungen, die von 9 gegen 1 en 
der Abgeordneten erfolgen, durchaus hier am Platze halte. (Beifall links. 

Das Haus geht darauf zur TO. über: Vorberathung 
Verwaltung der directen Steuern für 1867. Die Einnahme beträgt 
32,730,000 Thlr. (659,000 Thlr. mehr), die fortdauernden Ausgaben 
1,418,000 Thlr. (17,000 Thlr. mehr), mithin iſt Ueberſchuß 31.312.000 Thlr. 
(642,000 Thlr. mehr). Die Einnahmen ſetzen ſich folgendermaßen zuſammen: 
Grundſteuer 10,104,300 Thlr. “ Thlr. mehr), Gebäudeſteuer 3,407,600 
Thlr. (24,424 Thlr. mehr), claſſificirte Einkommenſteuer 3,694,000 Thlr. 
(126,000 Thlr. mehr), Klaſfenſteuer 9,755,000 Thlr. (120,000 Thlr. mehr), 
Gewerbeſteuer 4,059,000 Thlr. (121,000 Thlr. mehr), Eiſenbahn⸗Abgabe 
1 645,000 Thlr. (263,000 Thlr. mehr), verſchiedene andere Einnahmen 65,100 
Thlr. Die dauernden Ausgaben (Veranlagungs⸗ und Erhebungstoften) 
betragen „ Thlr. (17,000 Thlr. mehr), ſpeciell für die Gebäudeſteuer 

r. 


5 Unterhandlungen darüber ſtattgefunden haben. Das 0 weiß i 
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des Etats der 


A 


dr - ä 2 1 


Wir haben wohl Anlaß, einen Rückblick auf können Ihre Vorgänger (nach r zum Theil. Die ganfti e en 
ann, beruht ni 


Schwerpunkt der damaligen Beſchlüſſe lag jedoch] in England beiteht ein anderes Syſtem als bei uns. Vor allen Dingen hat 
in der Forderung der Cyntingentirung der birecten Steuern. Der] der Finanzminiſter dort auch mit einer conſervativen Vertretung es zu thun. 
Gebrauch, a erwei recht Im Ganzen ſind aber die Zuſtände doch zu verſchieden. Wie die Dinge jetzt 
machte, hat t affung eingebracht; wir haben ſeitdem, |jteben, glaube ich wirklich eine Aenderung nicht in Ausſicht ſtellen zu können. 
x 1 — in der praktiſchen Ausübung, nicht das Recht der jährlichen Steuer Abg. v. Flottwell: Ich danke dem Vorredner für die Offenheit, mit der 
bewilligung, aber ein unbegrenztes Recht der Ausgabebewilligung, welches ſich [er anerkennt, daß die finanzielle Seite der vorliegenden Fragen für ihn gegen 
im Conflict jedoch als machtlos erwies, weil das Recht der Einnahmebewilligung] die politiſche zurückſteht. Gerade darum werden Sie uns immer als Gegner 
Rind re : g er Mänſche finden. Wir bekämpfen jede Erweiterung der beſtehenden 

Wenn wir damals nur eine bewegliche Steuer gehabt hätten, dann] Verhältniſſe im Intereſſe des Heiles des Vaterlandes. 
wären die Intereſſen der Regierung und des Landtages auf gleichem Boden. Abg. Lasker: Ich muß der Auffaſſung des Herrn Finanzminiſters ent: 
ie In der Erhebung der Einnahmen ohne Rückſicht au se Ausgaben] gegentreten, als ob die Anregung, die der Abg. Michaelis gegeben hat, dahin 
. 5 achtſtellung zu] gerichtet ſei, das Budget jetzt abweichend von der Verfaſſung zu behandeln. 
urch, daß die Ueberſchüſſe in den Staatsſchatz fließen, und daß wir abwarten müßten, bis unſere Landesvertretung ebenſo conſer⸗ 
wird das Ausgabebewilligungsrecht des Hauſes vollſtändig annullirt. Der] vativ ſei, als die engliſche. Die gegebene Anregung geht dahin, unſern ver⸗ 
Fehler liegt jedoch weniger in unſerer Verfaſſung, als in der Geſetzgebung in] faſſungsmäßigen Zuſtand mit einer vernünftigen Steuererhebung zu verein⸗ 


verfaſſungsmäßige Recht der Regierung konne nicht angetaſtet werden, To jagt 
doch Art, 109 der Verfaſſung nichts, als daß Aenderungen erſt durch ein 


8 


tdiommene und Klaſſenſteuer in Raten getheilt und es vom jährlichen Bedürf⸗] Vorberathung des Budgets im Haufe eintreten zu laſſen, zurückzugreifen und Bemerkungen faſt ſämmtlicher Vorredner und die Spezialberathung 

I — — 9 gemacht werden ſoll, wie viel Raten erhoben werden, Damals] den Vorwurf der Ungrünplichkeit gegen dieſes Verfahren immer wieder zu | seginnt. 

bpbeſanden wir uns im Conflict und die Regierung ging nicht darauf ein. "est | erneuern. Ich weiſe dieſen Vorwurf zurück, ich glaube vielmehr, daß das Zu Tit. 4 (Klaſſenſteuer) ſteht zur Debatte der Antrag des Abg. von 

* dürfte ſie wohl in der Lage ſein, eine redliche Theilung der Rechte im beider» | Land durch dieſe Form der Behandlung eine viel größere Einſicht in unjere Rauchhaupt: Ä a 

N ſeiligen Intereſſe eintreten zu laſſen. 15 i = -Tinangberhäftrifie bekommt, und lege darauf mehr, Gewicht, als auf den Das Haus wolle beſchließen: Die Regierung zu erſuchen, die Bezirks⸗Re⸗ 
Die Einkommens und die Klaſſen⸗Steuer werden von Vielen als das allein | Nachweis eines Irrthums in der calculatoriſchen Berechnung. (Bravo rechts.) 


gierungen anzuweiſen, bei Feſtſtellung der Klaſſenſteuerliſten die Beſtimmung 
des Jig der Inſtruction zum Klaſſenſteuer⸗Geſetz und des Reſcripts vom 
20. September 1858, daß ſeitens der Regierungen nur zweifellos gerechtfer⸗ 
tigte Erhöhungen ſofort zu bewirken find, in allen übri Fällen aber die 
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erhobenen Bedenken zunächſt den Unter⸗Behörden zur ſpeciellen Erörterung 
zugefertigt werden ſollen, genau zu beachten. 


% und den Erträgen der gewonnenen Bildung fließt. Wenn man nun meint, können, 6 liegt das in der Rückſicht auf ein höheres conſtitutionelles Princip, Abg. Bresgen: Ich erkenne das Bepürfniß einer Auſbeſſerung der Ges 
dies könnte ausgeglichen werden durch den Unterſchied des Veſteuerungs⸗ daß die Berathung vor dem 1. Januar 1867 beendet ſein muß; und in die hälter der Unterbeamten; aber dieſelbe Berückſichtigung verdienen alle die 
. modus, ſo tritt uns die zweite Schwierigkeit der richtigen Einſchätzung ent ſem Falle hätte ſelbſt die Budgeteommiſſion ihre Berathungen beſchleunigen] weniger gut fituirten Staatsbürger, namentlich in Folge der ſchlechten Wir⸗ 
N enwärtig iſt eine gerechte Einſchätzung wenigſtens unmöglich, | müflen. Dagegen bin ich mit allen-fonfügen Ausführungen des Abg. Vir, kungen des Krieges auf den Verkehr. Sowie an der Maschine irgendwo et⸗ 
1 her die Steuer gegriffen wird, um ſo drückender ſind die ſchow vollſtändig einverſtanden. Als ſich der Abg, v. Flottwell zum Wort was fehlt, geräth das Ganze in's Stocken. Ich erwarte von dem Herrn Fi⸗ 
5 meldete, glaubte ich, es werde eine gründliche eim gung kommen und unſere] nanzminiſtek, daß er wenigſtens fo liberal werden wird, als es ihm ſein con⸗ 
ö 1 e Anfihten mit Gründen bekämpft werden. Aus feinen erſten Worten aber ſervativer Standpunkt erlaubt. 

Hl tereſſe des ganzen Staates. Durch eine raſche Steigerung der Anforderungen] ſah ich gleich wieder, daß es nur darauf abgeſehen war, nach der beliebten Reg.⸗Commiſſar v. Wangenheim erklärt, daß die Regierung gegen den 
N Methode Vorwürfe und Verdächtigungen gegen dieſe Seite des Hauſes zu | Antrag von Rauchhaupt nichts zu erinnern habe. 


Abg. Michaelis (Stettin): Der Mangel des Steuerbewilligungsrechts 
bat dieſes Haus in die ſchiefe Lage zur Regierung gebracht; hätte es dies 
Recht und wäre es mit verantwortlich für die Steuern, ſo wäre es der natür⸗ 
liche Verbündete der W So aber haben wir das Stocken der Ma⸗ 
ſchine mit einem dierjährigen Conflict büßen müſſen. Darum darf man uns 
aber die Indemmität nicht immer entgegenhalten, wenn wir beweiſen wollen, 
daß wir während dieſer 4 Jahre Etwas gelernt haben. Bei der Contingen⸗ 
tirung der Steuern handelt es ſich gar nicht um eine Herabsetzung, ſondern 
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ie zuerſt ſolche Behauptungen geftattet. 
Bericht 


Ar 2. 


x 


5 x nur darum, ob dies Haus bei der Budgetberathung in die Functionen einer 
1 edenfalls in] müſſen geglaubt! Er behauptet, alle Reformen der Regierung ſeien unab' Landesvertretung eintreten ſoll. Wenn aber der Abgeordnete für Hagen den 
u b feine Veranlaſſung, bie oben⸗ hängig von dieſem Berichte und ſeien nur aus reinen inneren Motiven ber: | ihlehten Gebrauch dieſes Rechtes fürchtet, ſo erinnere ich ihn an das Urtheil 
H J . f fe deeper Der De Finanzminiſter felbft, auf deſſen Worte jene Herren | eines feiner S er des Au. Simfon, daß der Mangel dieſes Rechtes 
it wenigſtens wieder in Anregung zu bringen, damit der damals igeftreuite |jü beſonders aufwerkſam zu hören berpflichtet find, hat gerade das Gegentbeil | allein an dem ganzen Conflict ſchuld iſt. Gerade die Contingentirung der 
1 eſſen, ſondern es immer mehr die Ueberzeugung der] davon geſagt. Aus ſeiner Begründung der Weglaſſung des 5. Punktes der] Steuern ıft der gemeinſame Boden für Regierung und Landesvertretung zum 
* ng und des Volkes werde, daß wir ein einträchtiges, dauerndes und Forderungen des Berichtes von 1865 geht doch wohl Har hervor, daß er den! harmoniſchen Zufammenwirken. f 
5 Reform ſelben genau geprüft, die Erledigung der 4 anderen Punkte ſchon jetzt für zu:] Abg. v. Rauchhaupt bittet e Antrag anzunehmen. 

36 „ Ilaſſig gehalten hat, den 5, aber noch aufſchieben zu müſſen glaubt. Wenn] Abg. Hoffmann i Erding ſcht, daß, efetendarien und 
| te | der Herr Abgeordnete mit dem Herrn Au de behauptet, man müſſe J Aſſeſſoren, die ihre ganze Erziehung und ihre Lebensanſchauungen in großen 
angeführt, worin die n des Hauſes entgegengekommen] von umferet Forderung jetzt abſtehen, um nicht die Einnahmen des Staates] Städten erhalten, längere Zeit bei Landräthen arbeiten, um die ländlichen 

6 1 j ö ) zu jhmälern;' ſo bemerke ich, daß die Contingentirung ſich mit der Erhöhung | Verhältniſſe beſſer kennen zu lernen. 

* deren Schwierigkeit deſſelhen gelegen: er betrifft gerade die Contingentirung] der Einnahmen wohl verträgt. Wir wollen ja nur das Steuerſyſtem nicht Abg. v. Gerlach: Es handelt ſich hier weſentlich darum, ob man der 

6 Herr Abg. hat zugegeben, daß in dieſem Etat] der Starrheit verfallen laſſen, und dieſen Geſichtspunkt wird auch die Regie-] Regierung Vertrauen oder Mißtrauen zu erkennen geben will. Nun iſt der 


rung immer im Auge behalten müſſen, wenn auch noch keine Ermäßigung] Budgetconflict häufig als ein großes Unglück bezeichnet worden für das ganze 
Land; ich glaube, daß er das nur für die Demokratie war; denn die Regie⸗ 
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Abg. v. Binde (Hagen): Ich halte die Selbſtberäucherun „die der Ab⸗ zeigen. (Der Präſident bittet den Redner zur Sache zu kommen) Das Land 
3 ilt überhaupt: damit eine eigene geordnete für Stettin mit der Hervorhebung der Verdienſte 50 Budgetcom⸗ hat alſo geſehen, daß die Regierung Alf 7257 eſthalten konnte, trotz der grol⸗ 
e 


Daß der Finanzmimſter im] verſchonen Sie uns eber auch mit dem Auskramen dieſer Verdienſte. Sie] aber auch die Herren dort drüben die ſinnreichſten Anträge erſonnen, um ſich 
palm jetzt alle die Punkte des Berichtes auf, die die Regierung berückſichtig! l 

at; die ſind aber alle viel früher angeregt worden, als die n beim Militär⸗Etat. Ich bedauere tief, aß die Regierung der Behauptung 
en | des Abg. b. Unruh, ſie ſei nach außen revolutionär — womit jene Herren 
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1 worden iſt, ſo müſſen wir es] der Reolerund vertraue. (Der Redner wird ſehr häufig unterbrochen und an 
elbe auch nur in beſchränttem Maße zu | die „iR | 
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a will,] So lange Sie ſelbſt ſagen, Sie würden es als ein Jucrum: cessaus gebrau: | auch für Contingentirung der Steuern ſein müſſe; im Gegentheil, je großer 
alb zu ſtellen. Die Wünſche des Berichtes chen, werden Sie uns geſtatten, mit der AD, dieſes Rechtes noch läns | ver. Kreis der Wahlberechtigten wäre, um fo. mehr müßte die Regierung ſich 
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I. Bar gehört die Contingentirung in das Gebiet der frommen Infanterieoffizter nicht die Marine berwalten foll, wenn Sie hier, wovor doch] preußiſche Beamtenehre beruhe darauf, daß das Art ſich dom Vater auf den 
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liche Berhältnife, in die Debatte ziehen, wenn Sie nach den Erfahrungen des] Abg. Graf Kleiſt: Die Klagen üder ungleichmäßige Einſchätzung zur 
8 f 
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Erxtraordit t 0 0 [ Wie viel] geben mußte, wenn Sie eine Oppoſition unterhalten, aus der in den neuen] nannt, indem er ausführte, daß ich im Jahre 1862 mich lebhaft bemüht habe, 
N men wiſſen wohl, wo ren liegt, obgleich geſtern 20,000 Thlr. für been in allen dortigen Zeitungen gegen die preußische Regierung] den Conflict zu hindern. Das iſt richtig; wenn man aber jetzt die Ereignifje 
U : 
e jede Poſition genau und beranlaßte in vielen Fallen die Regierung, enen entfernt! Will man Rechte haben, ſo muß man erſt zeigen, und unmäßige Ausſchreitungen der Regierung zu rechtfertigen, ſo muß ich 
1 re heutige Praxis iſt die der Vertrauensvoten. Bei] daß man es verſteht, fie mäßig zu Fun Es handelt ſich hier nicht] ernſten Proteſt dagegen einlegen. Im Nr king brachte der Abg. Staven⸗ 
) ch nicht u \ a; wenn auch 1848 dies Recht verheißen] hagen und ich einen Antrag ein, der dabin ging, die Reorganiſation anzuer⸗ 
ir haben ſie vertreten, ſo lange wir 8 des Hauſes ſind.] wurde, fo hat doch der Finänzminiſter die Pflicht, über die Art ſeiner Aus- kennen gegen das Zugeſtändniß der zweijährigen Dienstzeit; die Regierung 
bg. 8 = fie zuerſt an, ſeitdem ha Ye: daß bei der Schlußberathung noch eine gründ⸗ wollte W eingehen, ſondern zog den Conflict vor. 1521 


5 
E 
E 
a. 
3 
E 
85 
2 
D 
> 
— 
2 
En 
2 
oO 
— 
= 
— 
{= 
oO 
= 
3 
2 
=‘ 
2 
2 
- 
» 
= 
G 
=. 


REM ZEN 


u rich 12 N eſchlüſſe eintreten wird im Intereſſe unſerer Be-] Im Jahre 1863 war es ebenſo; die R gierung ging auf das vermittelnde 
urtheilung im Auslande und in ganz Europa. (Bravo rechts. Ziſchen] Amendement des Abg. v. Forckenbeck nicht ein. Noch im Jahre 1885 wurde 

um i 8.) 0 der Antrag eingebracht, die Reorganiſation zu genehmigen unter der Bedin⸗ 
ftigt, ob die Contingentirung ſchon in dieſem Jahre möglich ſei. Ein N Schluß der Discuſſion wird abgelehnt. ung einer mäßigeren Contingentirung; die Regierung aber wollte nicht. 
I N Abg. Pr. Virchow: In Betreff der Behandlung perſönlicher Verhält: | Hätten wir damals das Steuerbewilligungsrecht gehabt und die Regierung 

daß alle Factoren der Geſetgebung von der Nothwendigkeit dieſer Aenderung] niſſe meinerſeits weiſe ich darauf bin, vaß ich beim Dotationsgeſetz geſchwie⸗ wäre trotzdem fo verfahren, jo wäre es eine Pflicht der Volksvertretung ges 
„Prineips fi, Überzeugen, daß fie. das Wänſchenswerthe einer Quotidie] gen habe. Die Beschwerde, daß der Ipfanterie⸗Ofſtzjer Director der Marine» weſen, die Steuern zu verweigern. Ich glaube aber, daß es nicht ge⸗ 
kung der Steuern erkennen. Von Art. 109: der Verfaſſung zurückkehren auf] Verwaltung it, rührt nicht den mir ber, ſondern iſt ſchon ſeit einer Reihe kommen wäre, da dann ja die Lüdentheorie nicht hätte erfunden werden kön⸗ 
das Geſetz vom 6 di eſtrebung, ſon⸗ V em Abg. Lasker bemerke ich, daß ich nur ge- nen und die Regierung nicht die Gelegenheit gehabt hätte, einen ſo auzſchwei⸗ 
dern die singige dlage eines dauerhaften Friedens. Sobald die Rechte genüder der Behauptung, die Berat zung 5 jetzt beſonders gründlich, die ent: fenden Gebrauch von ihren Interpretationskünſten zu machen; ich glaube diel⸗ 

Des Voltes dadurch geſichert find, it auch die Monarchie und das Land vot | gegengefepte Ueberzeugung ausgeſprochen habe, und dem Abg. d. Binde, daß | mehr. daß die Regierung dann nachgegeben und die Beriaflung unangetaſtet 
chwankungen ö den letzten Jahren das Land bewegt haben. ich die Continuttät aller Budgeiberathungen dollſtändig anerkenne. Es iſt aber | gelafien hält. Herr v. Binde hat ja ſelbſt damals Menn dee Begierum 

ö d 1 7 auch der allercanſervativſte Mann | nicht mehr möglich, die wechſelnde Zuſammenſetzung des Hauſes unſchädlich zu | müſſe auf die zweij 10 Dienſtzeit eingehen «hört! bort!) und bat diss noch 

im haben dies Recht beſeſſen und gez wem man dauernd das Verfahren der Vorberathung feſthalt. Menn! viel starker betont, als ich. Wenn die Neclerung nun darauf eingehen 
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wollte, ſondern einen Bruch der Verfaſſung vorzog, fo war es die Pflicht der 
Volksvertretung, nicht nachzugeben, denn ſonſt wäre ja „Verfaſſung“ ein 
leerer Name. , 1750 A | 
Bei der Verfaſſungsxeviſion meinte man, das Steuerbewilligungsrecht 
wäre ja nicht nöthig, da ſich die Regierung ſchon in Folge des Ausgabewilli⸗ 
gungs rechtes der Landesvertretung nach dieſer richten müſſe. Daß das nicht 
der Fall iſt, hat uns die Geſe asd bei gezeigt. Die liberale 
Partei in Preußen wird alſo nie darauf verzichten können, das Steuerbewilli⸗ 
gungsrecht in ſeiner vollſten Ausdehnung zu erlangen; die Contingentirung 
der Steuern genügt noch nicht; das volle Steuerbewilligungsrecht muß er⸗ 
reicht werden. In den neuen Landestheilen hat man es auch gehabt; 4 
dem preußiſchen Volke kann es nicht vorenthalten werden; man möge quch 
nicht mit der Ausrede kommen, das Volk ſei noch nicht reif dafür, denn ich 
laube, die Mehrheit der geſitteten Welt halt das preußiſche Volk für reif. 
Cebhafter Beifall links). a 

Die Discuſſion wird geſchloſſen; es folgen perſönliche Bemerkungen. 

Abg. Simſon: Der Abg. Michaelis hat meine früher einmal ausge⸗ 
ſprochene Meinung über die Nothwendigkeit des Steuerbewilligungsrechtes 
eitirt. Es bandelt ſich hier um eine fo fundamentale Ueberzeugung eines 
Mannes, der den Muth gehabt hat, ſich mit Öffentlichen Angelegenheiten zu 
beſchäftigen, daß ich es für meine Pflicht halte, dafür zu ſorgen, daß durch 
mein Schweigen nicht die Meinung entitehen könne, als ob ich von dikſer 
meiner Ueberzeugung auch nur um eines Haares Breite gewichen wäre. Daß 
vas Steuerbewilligungsrecht für die Volksvertretung durchaus nothwendig iſt, 
habe ich ſchon im Jahre 1849 als Referent bei der Berathung der Verfaſſung 
ausgeführt und deshalb auch den Artikel 109 der Verfaſſung bekämpft, da er 
nach meiner Ueberzeugung der Volksvertretung dieſes Recht entzieht. Au 
dieſem Standpunkte bin ich auch während des Conflicts geblieben und die 
Jabre des Conflicts haben mich in dieſer Ueberzeugung nur noch befeitigt; 
denn ohne Steuerbewilliaungsrecht giebt es keine verantwortliche und ihren 
Aufgaben gewachſene Volksvertretung insbeſondere bei einem ſo unzureichen⸗ 
den Ausgabebewilligungsrecht, wie wir es haben und in Berückſichtigung des 
Gebrauches, den die Staatsregierung davon gemacht hat und dem ich mich 
dom erſten Augenblick an entgegengeſtellt habe, Auf dieſem Standpunkte, 
auf dem ich immer geſtanden habe, ſiehe ich auch beute noch. (Beifall.) 

Abg. Reichenheim: Dem Abg. Gerlach habe ſch in Folge feiner Aeußerun⸗ 
gen gegen mich zu bemerken, daß wohl kein Redner des ganzen Hauſes jo 
geeignet iſt, für die Intereſſen der linken Seite zu ſprechen, wie er. (Heiterkeit.) 
Abg. v. Vincke (Hagen): Ich babe geglaubt, es nicht erſt ausſprechen zu 
dürfen, daß die Regierung gleichfalls viele Fehler gemacht hat. ! 
Der Antrag des Abg. Rauhhaupt wird angenommen und Tit. 4 ge⸗ 
nehmigt. (Bei allen nicht beſonders erwähnten Titeln iſt die Genehmigung 
ſelbſtverſtändlich.) i r 

Zu Tit. 5 (Gewerbeſteuer) wünſcht Abg. Stroßer, daß die Regie⸗ 
rung den Kampf gegen den Branntwein aufnehme, und eine möglichſte Be⸗ 
ſchränkung der Brannfweinſchankwirthſchaften, auf je 1000 Seelen böchſtens 
eine, eine Vermebrung der Gewerbeſteuer für die Schankberechtigung und 
der Conſumſteuer für Branntwein; außerdem ſolle man ſtrenger verfahren 
bei den Conceſſionsentziehungen, wenn man notoriſch angetrunkenen Berfonen 
Branntwein verabfolgt; endlich auch, daß die Ungleichheit in der Beſteuerung 
der Müller beſeitigt werde. ; ; \ 
77 Michelis (Allenſtein) pflichtet dem Vorredner bei. Man ſolle die 
Entwickelung des materiellen Spiritus beſchränken, die Entwickelung des wahr⸗ 
a a Spiritus würde dadurch nur befördert werden. 

r ganze Etat der directen Steuern wird darauf genehmigt. 

Es folgt der Etat von den verſchiedenen Einnahmen bei der 
1 Ka ſen Verwaltung für 1867, in Summa 5,073,812 
Thaler (um 4,719,000 Thlr. mehr als im Jahre 1866 durch den extraofdi⸗ 

nären, den e ch entnommenen Zuſchuß von 4,620,000 Thlr. 

— Marinezwecke: 500,000 Thlr. zur ae der Kieler Bucht, der Reſt 
r 3 Panzerſchiffe). Außerdem 169,000 Thlr. Zinſen und Dividenden bon 

den aus dem Ertrage der Eiſenbahn⸗Abgabe angekauften Actien (75,300 Thlr. 

mehr); 128,000 Thlr. Penſionsbeiträge von den Beſoldungen der Beamten 
und N. andere Einnabmen im Betrage von 156,512 Thlr., darunter 

23,530 5e N 22,790 Thlr. berrenlofe Erbſchaften, 1740 Thlr. 

Einnahmen der General⸗Ordens⸗Commiſſion u. ſ. w. 

u dieſem Etat bat der Abg. Reichenheim folgenden Antrag gef t: 
‚Den Tit. 4 (Extraordinärer Zuſchuß für Marinezwecke) auf 4,620, 
Thaler — 136,900. Thlr., alſo auf 4,483,100 Thlr. feſtzuſtellen.“ 

Reg. ⸗Commiſſar Mölle erläutert die einzelnen Etatspoſitionen und führt 
aus, daß eine Nothwendigkeit für die Annahme des Reichenheim'ſchen Ans 
trages, der bezwecke, zu bermeiden, daß die durch einzelne Beichlüffe abge⸗ 

ſeszten Beträge der Regierung zur Verwendung übrig blieben, nicht vorliege, 
da dieſe Summe ja eben ſo gut als Etats⸗Ueber n werden könne. 

Tit. 1, 2 und 3 werden genehmigt. Zu Tit. 4 erbält das Wort Abg. 
Reichenheim, um Wade n zu mokiviren. Er führt aus, daß dufch 
Beſchluß des Hauſes abgeſetzt find: 1) 35,000 Thlr. aeheier Polizeifonds, 
2 1900 Thlr. Zulage für den Director im Marine⸗Miniſterſum und 3) 100,000 
Thaler 08e en für Verlegung der Porzellanmanufactur, in Aan 
alſo 136.900 Thlr. Hierdurch wird die Balance des Etats geſtört und es würde 
85 ein Ueberſchuß in dieſem Betrage ergeben, der dann der Regierung zur 

kspoſition ſtände. Da nun die Einnahmen Tit. 4 aus den Kriegs⸗Contti⸗ 
butionen entnommen wären, ſo müßten dieſelben, um die Balance wieder her⸗ 
zuſtellen, hier in Abzug gebracht werden. 

Bei der augen über dieſen Antrag erheben ſich für denſelben die 
rtſchrittspartei, das linke Centrum, die nationale Fraction, die Polen und 
tholiken, ſowie einzelne Altliberale, u. A. Graf Schwerin und Simſon, 

dagegen die Conſervativen und die übrigen Altliberalen, auch v. Binde 

Cagen). Da das Reſultat zweifelhaft iſt, wird gezählt; der Antrag iſt hier: 

nach mit 135 gegen 119 Stimmen angenommen. 

„Es folgt der Etat der Hohenzollernſchen Lande. Zu Cap. 9 (Finanzmi⸗ 
i herum, Renten und Entſchädigungen für aufgehobene Rechte) iſt von de 

bg. Graff der Antrag geſtellt, den Mehrbetrag gegen 1866 von 1217 3 
nicht zu bewilligen. \ \ 

Abg. Graff: Nach einem mit dem fürftl. Haufe Thurn und Taxis ge⸗ 
chloſſenen Receſſe wegen der dieſem Haufe für die bezüglich der Herrſchaft 

ſtrach bundesrechtlich garantirt geweſenen, durch die Landesgeſetzgebung ſeit 
dem 11. Januar 1848 verletzten und aufgehobenen Rechte zu leiſtende Ent: 
ſchädigung iſt die zu gewährende Entſchädigungs⸗Summe auf 63,000 Fl. feſt⸗ 
a et worden. Von dieſer Summe ſind bereits 33,000 Fl. berichtigt und 
ur die noch zu zahlenden 30,000 Fl. die Jahreszinſen mit 1200 Fl., ebenfo 
als Entihärigung für aufgehobene Bürgeraͤnnahme⸗Gebühren 17 Fl. auf den 
Etat übernommen. Der ganze Receß iſt rechtlich wie materiell ungiltig. Die 
Nece we hat nach dem Geſetz vom 10, Juni 1854 nur das Recht, gewiſſe 
echte wieder berzuſtellen, nicht aber Entſchädigungen zu leiſten; dieſer Me: 
B zumal belaſtet den Staat einſeitig mit Ausgaben, und konnte daher nur 
mit Zustimmung der Landesvertretung abgeſchloſſen werden. (Beifall.) 
„Dr. Eberty tritt dieſen Ausführungen bei. — Reg. Commiſſar 
Langenheim fucht darzulegen, daß die Regierung recht wohl die Be⸗ 
fugniß gehabt, den Receß abzuſchließen und verlieſt zu dem Zweck den Wort: 
laut dis betreffenden Paragrapſen des Geſetzes vom 10. Juri 1854. 

Abg. Tweſten: Das Gere ſpricht nur von einer Wiederherſtellung von 

Rechten, nicht aber von Entschädigungen, und der Miniſter, der dennoch zahlt, 


dat persönlich dafür. 
in der Anſicht, daß, ohne das Recht der Regierung 


bg. en 5 10 
anzuerkennen jo lange der Vertrag noch beſtehe, man der Zinſenzahlu 
nicht entziehen könne. g nöch bei f Zinſenzah 19 

Abg. Tweſten: Damit warden wir den Vertrag indirect genehmigen. 

Der Antrag des Abg. Graf ni angenommen, ebenſo ein Antrag des 
Abg. Reichenheim, dieſe 1217 Fl. zu Cap. 13, 1 (Unvorhergeſehene Aus⸗ 
gaben und Abrundung) zuzuſetzen 
Zu Cap. 18, 3 (Deffentlicher Unterricht) beantragt der Abg. Schanz bie 
Regierung aufzufordern, die hier Finale A Summe von 18,559 Fl. im Etat 
für 1868 zu erhöhen und ee Intrag, 
- Reg. :Comm. Mölle: Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten wird 
die Satte prüfen, und das Erforderliche veranlaſſen. — 5 4 Antrag wird 
angenommen, und dieſer ganze Etat ohne weitere Discuſſion erledigt. 

ter Gegenſtand der n iſt der Ealwurf des Etatsge⸗ 
ſebes. Es ſind hierzu zwel Anträge geſtellt, einer dom Abg. v. Bockum ⸗ 
Dolffs die Regierung aufzufordern, vom Jahre 1868 ab einen einheitlichen 
Etat für die ganze preußiſche Monarchie aufzustellen, ein anderer vom Abg. 
Michaelſs, das Ctalsjahr känftig vom 1. Juli bis 30. Juni gehen zu laſſen. 

Regierungs⸗Commiſſar Mölle: Die Regierung beabſichtigt zwar, die Aus⸗ 
gaben und Einnahmen der neu erworbenen Länder von 1868 ab mit dem 
ganzen Etat zu verſchmelzen, den Etat für abgeführte jedoch getrennt wei⸗ 
ter 12 führen; letzteres aus den ſchon früher angeführten Gründen; dieſe ſind 
nam tlich die Verſchiedenheit des Münzſyſtems, ſonie die das Staatseinkom⸗ 
en betteffenden 0 en und bie ace ſyſtematiſche Auf 
ellung des Etats unmöglich machen. Ich bitte deshalb dieſen Antrag ab 

en. Was den des Abg. Michaelis betrifft, ſo bemerke ich, daß bis 1814 


das Gtatsjahr vom 1. Juni bis 30. Mai ging; von jenem Jahr ab gab man 
aber dem ehr den Vorzug aus Rückſicht für einzelne Verwaltungs 


Der Antragſteller geht auf dieſen Gedanken ein und zieht den Antrag mit dem 
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weige, welche am Jahresſchluß abrechnen müſſen; wie z. B. die Poſt. Dieſe 
MRodhcht beſteht auch heute noch fort. n Va. Dr 

Die Bau⸗Unternehmungen des Staats, für welche im Etat fo große Sum⸗ 
men beſtimmt ſind, werden am eiftigſten im Sommer betrieben und ſchließen 
ihre Rechnungen am Ende des Jahres ab. Dieſer Theil des Rechnungspve⸗ 
ſens würde ſich mit der Durchführung des Antrages durchaus nicht vertra⸗ 
gen, da es unmöglich ſein würde, die Koſten bis zu dem Termin des 1. Juli 
zu veranſchlagen und die Regierung müßte ſich deshalb ungefähr zureichende 
Summen zur Verfügung ſtellen laſſen. Ich bin von meinem Herrn Chef, 
der leider im Augenblick nicht mehr anweſend ſein kann, beauftragt zu 
erklären, daß, wenn das Haus eine Aenderung der beſtehenden Einrich⸗ 
tung in Erwägung nehmen ſollte, er bei der außerordentlichen adde der 
Sache ſich zunächſt mit den Provinzial⸗Behörden und den Reſſort⸗Chefs in 
Vernehmen ſetzen müßte. Eder 

Es erhebt ſich über die Behandlung des Michaelisſchen Antrages eine 
längere Debatte. Abg. Lasker will ihn in die Abendſitzung derweiſen und 
den e derſelben beizuwohnen. bg. Wedemeyer: 
Der Miniſter würde am Abend nicht mehr ſagen können als ſein Commiſſar. 


Abg. v. Vincke (Olbendorf) will den Antrag von der Vorberathung des 


Budgets überhaupt trennen und ihn ſelbſtſtändig, wenn auch erſt nach dem 
Felt, verbandeln. Abg. Wagener: Der Antrag ſchließt eine Abänderung 
der Verfaſſung ein und iſt daher nicht leicht zu nehmen. In allen das Etat⸗ 
geſetz und die Erhebung der Steuern betreffenden Artikeln der Verfaſſung iſt 
mit den Worten „Jahr und jäbrlich“ das Kalendetſahr gemeint. 

Abg. Graf Schwerin: Dieſe Trennung iſt nur dann möglich, wenn der 
Abg. Michaelis ihn jent zurückzieht, um ihn ſpöter wieder einzubringen. — 


erwähnten Vorbehalte zurück. 5 E 

Das Etatgeſetz wird darauf in den Einnahmen mit 168,929,873 Thlr. 
und in den Ausgaben mit 168,929,873 Thlr., nämlich fortlaufende Aus⸗ 
gaben 153,634,858 Thlr. und einmalige Ausgaben 15,295,015 Thlr., ange⸗ 
nommen. 

Durch die raſche Erledigung der Vorberathung iſt die angeſetzte Abend⸗ 
ſitzung überflüſſig geworden. Präſident v. Forckenbeck drängt auf weitere 
Beſchleunigung, das Bureau ſoll die Beſchlüͤſſe des Hauſes fo kaſch als möog⸗ 
lich zuſammenſtellen, ſo daß die Schlußberathung und Uebergabe des Etats⸗ 
geſetzes an das andere Haus erfolgen kann. ; 

Abg. Tweſten bittet dringend, die Schlußberathung ſchon am Dinstag 
beginnen zu laſſen. Die Einverleibung der Herzogthümer muß bis Ende der 
Woche zurückgeſtellt werden. j \ 

Schluß 3% Ubr. Nächſte Sitzung Montag 10 Uhr. (T.⸗O.: Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetz.) Dinstag Schlußberathung über den Etat. 


= Berlin, 13. Dezbr. [Proceß wegen behaupteter Spionage. 
Vor der VI. Deputation der Criminal⸗Abtheil. wurde heute ein Proceß gegen 
nachſtehende ſieben Perſonen Gaſtwirth Mühling, Banquier Cohn, Stift: 
ſteller Biberfeld, Kellner Knabe, Kaufmann Parxtſch, Thealer⸗Direckor, 
Commiſſionsrath Wallner und Portier Kude u er 
dieſer Anklage hat folgender Thatheſtand gegeben: Am Abend des 23 
verbreitete ſich in Berlin das falſche Gerücht, der Commiſſionsrath Wallner 
ſei, der öſterreichiſchen Spionage verdächtig, verhaftet worden. Am nächſten 
Tage als die preußiſchen Siege bekannt würden und ganz Berlin in freudig⸗ 
ſter Aufregung war, nohm das Gerücht ſo rieſige Dimenſtonen an, daß 
Wallner ſelbſt auch Kenntniß davon erhielt, als er ſich gerade in einem 
Comptoir in der Nähe der Linden befand. Der mit ihm dort anweſende 
Herr Gödſche und mehrere Perſonen riethen ihm, das Gerücht dadurch zu 
widerlegen, daß er ſich öffentlich zeige, worauf Wallner von dem Portier 
Kude 2 ſich auf die Straße begab. In der Nähe der Kranzler'ſchen 
Conditorei erfuhr er, daß der Kaufmann Partſ ch das Gerücht öffentlich ver⸗ 
breitet habe. Wallner gerieth darüber in die . und ſchlug, 
da er zufällig, bald darauf Partſch traf, demſelben unter Ausſtoßung ver: 
ſchiedener Schimpſwörter mit einem Stocke in's Geſicht. Partſch wollte ſich 
gegen einen weitern Angriff vertheidigen und wurde nun auch noch von dem 
zc. Kude ergriffen und geſchlagen. Part ch, der ſelber an das Gerücht ge⸗ 
laubt hatte, fühlte, daß die Aufregung des Wallner, der ihm ſonſt be⸗ 
4 915 war, eine ee ſei und entſchuldigte ſich . 0 e g, 
während er ihm wegen der Mißhandlung Vorwürfe 135 1725 eich ſagle 
er, daß er die Sache von Herrn Mühling gehört habe. Mühlin, 
jetzt Wallner ging, ſagte ihm, daß er das Gerücht von dem Banquier 
Cohn gehört habe, der es wieder von andern Perſonen gehört haben wollte 
u. ſ. w. Die Folge davon war, daß die 5 erſtgenannten Perſonen wegen 
öffentlicher verläumderiſcher Beleidigung des Commiſſtonsrath Wallner, mo: 
durch derſelbe dem Haſſe und der Verachtung ausgeſetzt wurde, Wallner 
und Kude wegen Mißhandlung des it. artſch angeklagt würden. — Nach⸗ 
An Folgen für die Geſundheit des Partſch hatte die Mißhandlung nicht. 
daß 3 pier ch in dulce all e ee Kay re g, 
aß er die Geſchichte von Mitangeklagten Cohn und einem Literaten 
Steinitz gehört gabe und beider Mullen wee die übrigens nicht 


oͤffentlich, ſondern an mehrere Perſonen pribattm erfolgt ſei, durchaus richt |" 


die Abſicht gehabt habe, Wallner, der ſein langjähriger Freund ſei, zu belei⸗ 
digen. Partſch erklärte, daß er zunächſt auf eine Beſtrafung des Herrn 
Wallner verzichte und giebt dann weiter an, daß er das Gerücht von dem 
Mitangeklagten Knabe gehört habe, der, wie er erzählt, ſelber geſehen, wie 
Wallner öffentlich im Theater verhaftet worden 105 r 0 darauf = 
Mühling gegangen und dieſer hahe das Gerücht, das er aus befter Quelle 
gehort haben wollte, . — Knabe beſtreitet, geſagt zu haben, daß er 
die Verhaftung des ꝛc. Wallner mit angeſehen. Die II über die Thatsache 
vernommenen Zeugen r ſowohl den Zhatbeitand der Verbreitung des 
Gerüchts als auch den der Mißhandlung des Pars ch ſeitens der Angeklag⸗ 
ten Wallner und Kude. — Eine Aufklärung, wer das Gerücht zuerſt er⸗ 
funden, geht aus den Zeugenausſagen nicht hervor. — Der Gerichtshof er⸗ 
kannte in Bezug auf den Angeklagten Knabe auf Freiſprechung, indem et 
annahm, daß derſelbe thatſächlich nichts weiter geſagt habe, als: Wallner ſei 
verhaftet worden, gegen Mühling und Partſch auf 50 Thlr., gegen Cohn 
auf 40 Thlr., gegen Biberfeld auf 20 Thlr., gegen Wallner auf 40 Thlr. 
Geldbuße und gegen Kude auf 1 Woche Gefängniß. 

[Der Wirkliche Legationsrath v. Keudell, ] der in beſon⸗ 
ders vertraulichen Beziehungen zum Grafen Bismarck ſteht und au allen 


Arbeiten des Grafen den regſten Antheil nahm, hat jetzt einen längern be 


Urlaub erhalten und wird zur Stärkung ſeiner angegriffenen Geſundheit 
wahrſcheinlich Mentone bei Nizza beſuchen. 
Nuſ land. 
O Waiſchau, 12. Dezbr. [Zum Verwaltungsſyſtem. — 


Perſonalien. — Schul: und Kirchen⸗ Angelegenheit.] Wäh⸗ 


rend alle Welt hier in der Hoffnung lebt, daß mit Miliutin auch ſein 


fanatiſches Ruſſificationsſyſtem abgethan ſei; während es für beſtimmt 5 


gilt, daß der Einfluß derſenigen Partei, welche der deftructiven Wirth⸗ 


ſchaft jenes Syſtems entgegen iſt, in Petersburg wieder die Ueberhand 


gewonnen habe — wird man mit einem Mal von der Nachricht ver⸗ 
ſtimmt, daß geſtern dem hieſigen Adminiſtrations⸗Rath die kaſſerliche 
Beſtätigung der neuen von Miliutin entworfenen Territorial⸗Eintheilung 
des Königreichs zugegangen iſt. Die Tendenz dieſer neuen Eintheilung 


wird nämlich als eine ruſſificirende, und die von ihr beabſichtigte Reor⸗ 


ganiſation der Verwaltung mehr als deren Desorganiſation be 
zeichnet. 
erfolgt iſt, alſo nach der Erkrankung Miliutins, ſo konnte fie als 
Beweis dienen, daß das Syſtem weiter fortgeſetzt werden ſoll. Es 
wird jedoch von gut unterrichteter Seite verſichert, daß dem nicht fo,. 
daß vielmehr jenes Syſtem als beſeitigt zu betrachten ſei. Bei fo 
widerſprechenden Anzeichen dürfte die Anſicht als die richtige gelten, daß. 
in Petersburg in dieſem Augenblick noch keine Partei geſiegt hat; ſon⸗ 
dern daß der Kampf zwiſchen der nunmehr ſo geſchwächten fanatiſch⸗ 
ruſſiſchen Miliutinſchen, und der gemäßigten Partei eben noch ſtatifindet. 
Die eventuellen Sympathien des Volkes hier ſtehen natürlich auf Sei⸗ 
ten derjenigen Partei, von der zu erwarten ſteht, daß, fie nicht ſo viel 
Veranlaſſung haben wird, die bisher angewandten grauſamen Mittel 
weiter anzuwenden; man verhehlt ſich jedoch nicht, daß keine der beiden 
Parteien im Stande ſein wird, das Land zu befriedigen und die Frage 
der Verwaltung Polens irgendwie erträglich zu löſen. Dieſes kann nur 


geſchehen durch lohale Einhaltung der in dem Jahre 1861-62 dem bh 


Lande gegebenen Verheißungen, durch die Wiederherſtellung der ſelbſt 
von Nicolaus geſchonten Autonomie und durch die Schonung der na⸗ 
tionalen Iuſtituttonen. — Der interimiſtiſche Stellvertreter Milintins, 
der General der Gendarmerie Szuwalow, witd zu der gemäßigten alſo 
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Da nun die kaiſerliche Beſtätigung erſt am 7. d. Mis. in 


U 


anti⸗Milintinſchen Partei gezählt. — Der Leiter des polniſchen Finanz⸗ 
weſens hier, Geheim⸗Rath Marcus, von der Milintinſchen Partei, iſt 
geſtern nach Petersburg abgereiſt, wohin er telegraphiſch berufen wurde. 
— Aus Lithauen wird uns mitgetheilt, daß dort eine etwas mildere 
Praxis eingetreten iſt. So z. B. werden die Leute nicht 


Nachträglich notiren wir eine den hieſigen Schullehrern zugegangene 
Weiſung, die ihnen einſchärft, der Verſezung der Schüler von niederen 
in höhere Klaſſen mehr Schwierigkeiten entgegenzuſetzen als bis etzt. 
So z. B. ſoll kein Schüler verſezt werden, wenn er auch in allen 
Gegenſtänden die beſten Stufen haben ſollte, ſobald er im Schönſchrei⸗ 
ben ſchwach iſt. Charakteriſtiſch iſt es, daß dieſer Weiſung die Dro⸗ 
Nenne fig if, daß Nachſicht von Seiten der Lehrer als Treu⸗ 
oſigkeit gegen die Regierung angeſehen werde. Dieſe Drohung reicht 
wohl hin, das Motio der Weiſung als ein politiſches zu erkennen: es 
ſoll die höhere Ausbildung der Kinder erſchwert werden. — Ein kaiſer⸗ 
licher Befehl ordnet auf Antrag des grlechiſch⸗ortbodoren Synods, für 
den 4. April, den Tag des Attentats auf den Kaiſer, alljährlich Gottes ⸗ 
dienſt mit Proceſſionen in den Kirchen Polens an. Wie kommt der 
griechiſch⸗orthodore Synod dazu, katholiſche Gottesdienſte und Proceſ⸗ 


ſtonen anzuordnen? 5 


Amerika. 

New York, 28. November. [Congreß und Präſident.] Die 
Congreßmitglieder treffen allmälig ein und ſchon find verſchiedene vor⸗ 
läufige Verſammlungen gehalten worden. Bei einer derſelben, die von 
Radicalen veranſtaltet war, wurde eine Vorlage zur Anklage des 
Präſidenten berathen. Die extremen Radicalen verſuchen, beunruhigt 
durch die Ausſichten auf einen Compromiß zwiſchen dem Präſidenten 
und Congreß, Alles, um ihren Plan mit der Anklage mit vereinten 
Kräften zur Ausführung und Durchführung zu bringen. Man giebt 
übrigens allgemein, auch in der republikaniſchen Preſſe, zu, daß dieſer 
Verſuch jedenfalls mißlingen wird. 


[Mexicaniſches.] Von der Abreiſe des Kaiſers Maximilian iſt, 


wie man aus zuverläſſiger Quelle weiß, bis jept keine Nachricht an die 
Staatöregierung gekommen und dieſe Neuigkeit iſt wahrſcheinlich wenig⸗ 


ſtens verfrüht. Ferner heißt es, daß die Befehle in Betreff der Abreiſe 


der franzoͤſiſchen Truppen zurückgenommen und alle desfallſigen Vorbe⸗ 
reitungen eingeſtellt ſeien. — Ortega und ſein Gefolge ble ben noch 


jjimmer in Brazos (Texas). Er hat gegen die Handlungsweiſe Sheri⸗ 


dans und ſeine Verhaftung einen neuen Proteſt erlaſſen. — In 
moras herrſcht die Cholera. 

[Die Legislatur von Süd⸗Carolinal trat am 26. zuſam⸗ 
men. Die Botſchaft des Gouverneurs ſpricht ſich ſehr entſchſeden gegen 
die Ratiſication des conſtitutionellen Amendements aus und erklärt, die 


ata⸗ 


Intereſſen und die Ehre des Staates verlangten ſeine Verwerfung. 


Der Gouverneur empfiehlt Maßregeln zur Unterſtützung der nothleiden⸗ 
den Schwarzen. 

[Die geſetzgebende Verſammlung von Tenneſſeel hat ein 
Geſetz angenommen, wonach Notbzucht mit dem Tode beſtraft wird. 
Unter den früheren Geſetzen des Staates wurden nur Neger, die ſich 
dieſes Verbrechens gegen weiße Perſonen ſchuldig machten, der Todes⸗ 
ſtrafe unterworfen, während des Krieges jedoch ging ein Geſetz durch, 
welches den Unterſchied zwiſchen Weißen und Farbigen in Bezug auf 
geſetzliche Strafen aufhob; das fragliche Verbrechen hat auch unter den 
Negern fo) ſehr um ſich gegriffen, daß die Todesſtrafe nothwendig wurde 
und fo wurde dieſelbe angenommen für Weiße ſowohl wie Schwarze. 

[General Butler] redete vergangenen Sonnabend vor einem gro⸗ 
ben Publikum. Er zog heftig gegen den Präfiventen Johnſon los und 
befürwortete feine Anklage „wegen groben Mißbrauchs der Begnadl⸗ 
gungsgewalt und des Rechtes der Stellenverleihung, ſowie wegen Trun⸗ 
kenheil, Verweigerung der Durchführung von Congreßgeſetzen und wegen 
aufreizender Reden“. Wr 


fin, mn gte in 
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Juni 1865. Schwantuch iſt eiwa 6 Zoll groß, von kräfügem 
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offenes Fenſter der Küchenſtube. 1 75 fte den da ein 


thüre, durch die der Pfarrer, ſeine Schweſter und mehrer 0 dann 
einzraten. In der Küche ſahen ſie die Magd Rofine Hoffmann entſeelt 

auf dem Fußboden liegen, der Kopf derſelden war b 5 1 ntlichkeit durch 
klaffende Wunden entſtellt. Aus der Wohnſtube des Pfarrers waren mehrere 
Rode, We Alberne und eine bergolpete, a, eine fad 
mütze, ein emonnaie mit 2 Thlr, entwend er 
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dem Speiſeſchranke Brot und Tiſchmeſſer holte, um Ihm eine Schnitte abzus 

ſchneiden. In dieſem Augenblicke ſcheint er das da iegende Zuckermeſſer er⸗ 

91 57 und der Hoffmann mit dieſem einen Hieb von hinten verſetzt zu haben. 

Arſchreckt floh die verwundete Magd noch mit der Brotſchnitte und dem Tiſch⸗ 
meeſſer in der Hand durch die Küchenſtube hinaus in den Hausflur. De 

Moͤrder verfolgte fie dahin und drückte fie mit dem blutenden Kopfe an die 

Wand zwiſchen der Haus⸗ und Entreethür, ſo daß dort ein bedeutender Blut⸗ 

fleck zurückgeblieben iſt. Die Unglückliche ſcheint ſich noch einmal den moͤrde⸗ 
kiſchen Händen entwunden zu haben, jevoch auf den unterſten Stufen der 
Treppe wieder ergriffen und niedergeworfen worden zu ſein. Hier muß ein 
heftiger Kampf ſtattgefunden und in dieſem die Magd dem Mörder ein gan⸗ 

zes Bündel Haare ausgeriſſen und nach reichlichem Blutverluſt beſinnungslos 
darniedergeſunken fein. Der Mörder ſchleifte fie hierauf zur Küche und ließ 
ie dort niederfallen. Da er jedoch bemerkt haben muß, daß fie noch Lebens⸗ 
A eeichen von ſich gegeben, hat er wohl das Zuckermeſſer, mit dem er ihr nur 

f en beigefügt, weggeworfen und ein in der Küche hängendes großes 

chweres Hackemeſſer ergriffen. Mit dem genannten Meſſer verſetzte er der 
unglücklichen Magd viele ſchwere Hiebe, die tief in den Schädelknochen ein⸗ 
drangen und die Geſichtsknochen zerſtörten. Nachdem er die Ueberzeugung 
gewonnen, daß die Magd ihr Leben ausgehaucht, vollzog er den Diebitab der 
bben bezeichneten Sachen. Mit großer Ueberlegung ſcheint der Mörder feinen 
Rückzug angetreten zu haben. Er iſt nicht durch die Hausthür fortgegangen, 
er hat vielmehr, um die Entdeckung zu verzögern, dieſe von innen verſchloſſen 
und iſt dann durch das Fenſter der Küchenſtabe in den Garten hinabgeſtiegen 
und über den Gartenzaun entſprungen. 

Ehe wir nun zur Berichterſtattung der Schwurgerichtsverhandlung übers 
gehen, laſſen wir borerjt die feſtgeſtellten Thatſachen folgen, nach welchen nur 
Joſeph Schwantuch der Raubmörder geweſen fein kann. 

I) Am 11. März Nachmittags wurde der in Rapſen behufs der Auf⸗ 
nahme des Thatbeſtandes anweſend geweſenen Gerichts⸗Commiſſion eine mit 
Blut beſchmutzte Infanterle⸗Mütze überbracht, die der Mörder beim Ueber⸗ 
ſpringen des Zaunes verloren haben muß. . 

55 2) Der Bauersſohn Anton Richter und der S miedſohn Augu ſt 

Thomas aus Rapfen haben auf der mit Weiden bewachſenen Buhne ber- 

ſchiedene Sachen, als: eine graue kurze Jacke, eine graue geflickte Zeugweſte, 
einen grünen geſtreiften Shawl und ein Halstuch gefunden, die ſämmtlich mit 
Blut beſudelt waren. 

4 Auf der Buhne ſcheint der Verbrecher geraſtet, ſich ſeiner mit Blut be⸗ 
ſudelten Kleidungsſtücke entledigt und mit einem 1 75 der Geſtohlenen bes 
kleidet zu haben. Auf derſelben Stelle wurde ein kleiner hölzerner Taſchen⸗ 
ſpiegel und ein Stück Kamm aufgefunden. 

Da mehrere Arbeiter aus Glogau, welche mit Schwantuch im verfloſſenen 
WMinter zuſammen gearbeitet hatten, jene aufgefundenen Sachen als Eigen⸗ 
tthum deſſelben erkannten, war es faſt erwieſen, daß nur er den Mord ders 

füllt haben konnte. Er wurde ſteckbrieflich verfolgt, doch er blieb ſpurlos ver⸗ 

ſchwunden, bis er endlich am 24. Auguſt in Schweidnitz ergriffen worden 
it. Dort hatte er mehrere Salpeterſäcke entwendet und verkauft, bei welcher 
Geelegenheit er von dem daſigen Poliiei⸗Commiſſarius Steiner ergriffen und 
; nach Glogau abgeführt wurde. Nachdem die Vorunterſuchung beendet war, 
wurde er am Montag und Dinstag vor das hieſige Schwurgericht geſtellt. 

Er erklärt „nichtſchuldig“ zu ſein und behauptet, am 4. März d. J. den 
Glogauer Kreis verlaſſen und ſich in der Gegend von Waldenburg, 
Reichenbach und Striegau, dann im April d. J. in Görlitz, Guben, 
Frankfurt, Berlin aufgehalten zu haben, ſeit dem 4. März aber nicht in 

den Glogauer Kreis zurückgekehrt zu fein. Er behauptet, am 7. März in 

Liegnitz, am 8. in Jauer und Striegau, am 9. bei Pfitzner in Silterwitz bei 
Z3iobten, am 10. in Bertelsdorf bei der Wittwe Seidel geweſen, am 11. nach 

chweidnitz gegangen zu fein, um Arbeit zu ſuchen, er will dann feinen Rüds 
marſch nach der Heimath angetreten haben. In Polkwitz habe er in einem 
GOGaſthofe von der in Rapſen verübten Mordthat gehort, ebenſo daß Joſeph 
Schwantuch der Mörder fein ſolle. Obgleich er ſich unſchuldig fühlte, wäre 
eer aus Furcht, daß man ihn unſchuldigerweiſe einſperren könnte, umgekehrt 
Aud habe ſich bis zu feiner Verhaftung in Schweidnitz herumgetrieben. Die 

s auf der Buhne gefundenen Kleidungsſtücke, ſowie den Spiegel und den Kamm 

erkennt er nicht als die ſeinigen an. f 
Der Angeklagte erklärt auf Befragen, daß er nur als Junge in's Pfarr: 
baus zu Rapſen, keineswegs aber in den letzten Jahren, gekommen ſei. Nach⸗ 
dem alle Verſuche des Vorſitzenden, den Angeklagten zum Geſtändniß zu 
bringen, erfolglos geblieben, begann die Vernehmung der 40 Zeugen. Wir 

werden nur über die Ausſagen referiren, die von Echeblichkeit ſind. 

re Durch den königl. Kreis⸗Phyſikus Dr. Hoffmann wurde der Angeklagte 
auf das Entſchiedenſte bezüchtigt. In der rechten zuſammengeballten Hand 
der ermordeten Magd war ein Büfcbel Haare gefunden worden. Dieſe 
05 wurden ſorgfältig aufgehoben und nachdem Schwantuch verhaftet war, durch 
den Gerichtsarzt mit dem Kopfhaar deſſelben verglichen. Der Gerichtsarzt 
85 erklärt, daß die in der Hand der Leiche n nm mit denen 
des Schwantuch vollſtändig und in jeder Beziehung übereinſtimmten. 

f Die Wittwe Karl aus Liegnitz ſagt aus, daß fie am 11. März, Vormit⸗ 
hi tag 8 Uhr, den Joſeph Schwantuch auf dem Oderdamme auf Rapſen zu 
Da babe gehen ſehen. Sie ging deſſelben Weges, erkannte ihn nicht nur, ſondern 
ſah auch, daß er dieſelbe Kleidung trug, in der fie ihn ſchon öfters geſehen, 
And außerdem erkennt ſie in dem größten Theile der an demſelben Tage im 
Werder unterhalb Rapſen aufgefundenen Kleidungsſtücke diejenigen wieder, 
mit denen Schwantuch angekleidet ihr auf dem Oderdamme begegnet war. — 
x Der Zeuge Handelsmann Kadiſch aus Glogau hat ihn am 11. März gegen 
10 Uhr Vormittags unterhalb Rapſen ſtromabwärts laufen geſehen, er trug 
eeinen dunklen Rock und einen Pack unter dem Arme. — Der Fährmann 

Görlig aus Fröbel erkennt den Angeklagten als den Menſchen wieder, den 

er an jenem Tage kurz vor 12 Uhr über die Oder geſetzt. — Der Poſtillon 

engler aus Glogau, welcher die Poſt nach Beuthen fuhr, hat ihn tr 
rien und Beuthen getroffen und mit ihm Ne — Der Schmied Berndt 
aus Skeyden begegnete ihm I 3 Uhr kurz vor Beuthen, Schwantuch bot 
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m einen Düffelrock, eine Weite und ein Paar Beinkleider zum Kauf an, 
erndt ſchlug ihm bebufs des Kaufes vor, mit nach Skeyden am rechten Oder⸗ 
Ufer zu gehen, worauf Schwantuch erwiderte: „Nein, über die Oder gehe ich 
nicht mehr zurück, dann will ich die Sachen lieber in Beuthen verkaufen.“ — 
Deer Kleiderhändler Letto zu Beuthen bekennt, daß der Angeklagte zwiſchen 
J und 4 Uhr in feinen Laden gekommen und ihm einen dunklen Duffelüber⸗ 
2 jeher zum Kauf angeboten habe, er gab ſich für den Schiffer Schulz aus 
Beiegnitz aus. — Der Uhrmacher Anders zu Beuthen, welcher die vergoldete 
Uhr für 1 Tölr. 10 Sgr. gekauft, kann den Angeklagten nicht vollſtändig re⸗ 
eeognosciren. (Wir bemerken hierbei, daß die Uhr und der Ueberzieher von 
dem Pfarrer Schrayer als die ihm entwendeten anerkannt worden find.) 
Ferner wird er von den Gaſtwirthen Schindler und dem Fleiſcherlehr⸗ 
ling Mix, beide aus Beuthen, genau als der Menſch wiedererkannt, der 
in dem Gaſthofe der Erſteren und in dem Fleiſcherladen des Brotherrn des 
> 2 an dem Nachmittage des 11. März verkehrt hat. Alle dieſe Asa 
. en auch ausgeſagt, daß Schwantuch am 11. März mit ſehr ſchlechten 
chmutzigen Stiefeln angethan geweſen, aber ein Paar langſchäftige Stiefeln 
ei ſich führte. Einige der Zeugen erinnern ſich auch, daß er einen Pack 
Kleidungsſtücke, einen Krückſtock, wie der Pfarrer den ihm geſtohlenen bes 
ſchreibt, getragen hat. Allen Zeugen iſt der blonde Schnurrbart, vie Plüfch⸗ 
mütze und das blatternarbige Geſicht im Gedächtniß geblieben. — In Betreff 
der Behauptung des Angeklagten, daß er am 4. ar den Glogauer Kreis 
bverlaſſen habe, bekundet dagegen der Orts⸗Steuer⸗Erheber Zöde zu Rapſen, 
daß am 10. März ein ſich taubſtumm ſtellender Menſch bei ihm gebettelt; in 
dieſem glaubt er den Angeklagten wiederzuerkennen. — Der Gartner Körner 
aus Polkwitz jagt aus, daß er am 12. Marz, Beh 5 Uhr, nahe bei Pau⸗ 
linenbof einen raſch vor ihm dahineilenden Menſchen eingeholt habe und mit 
ihm bis Polkwitz jufammennrgeiigen ſei. Er bezeichnet mit großer Entſchie⸗ 
denheit den Angeklagten als den Menſchen, mit dem er am 12, 1 
Reeiſe zuſammengemacht. Auch dieſem Zeugen find die blank un tie 
ſeln, die jener an einem Krückſtocke trug, die Plüſchmütze, die Sammetweſte 
und eine Cylinderuhr im Gegenſatz zu den beſchmutzten Stiefeln aufgefallen, 
ebenſo, daß Schwantuch damals feine Handſchuhe ſelbſt dann nicht auszog, 
als er ihn dazu aufforderte. 
Die Henriette Dietrich aus Kotzemeuſchel ſagt, daß ſie 2 Tage nach 
dem Morde, am 18. März, den ihr von früheſter Jugend her bekannten Jo⸗ 
ſeph Schwantuch getroffen und ſich mit ihm über den Mord unterhalten habe. 
Es war ihr aufgefallen, daß er beſſer wie früher gekleidet geweſen, nämli 
mit einem dunkeln Düffelrocke und einer braunen Plüſchmütze. Eine Schmarre 
in der linken Hand gab der Zeugin die Frage in den Mund: „Biſt Du etwa 
auch unter den Mörbern in Rapſen geweſen?“ worauf ex erwiderte: daß er 
ſich beim Holzholen geſchrammt habe. — Als Beupin wird in den Saal die 
“weh hre alte Mutter des Verbrechers, die verehelichte Einwohner 
Maria Eliſabet Schwantuch aus Aus tene ch Die von Alter und Kum⸗ 
mer tief gebeugte Frau iſt kaum im Stande, ſich auf den Füßen zu erhalten, 
Aunter lautem und heftigen Weinen documentirt fie, daß ihr Sohn Joſeph 
Schwantuch ſchon von feinem 10. Lebensjahre an ihr nur Kummer und Sor⸗ 
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den Weg der Beſſerung zu bringen, tlos geblieben find. Bis 
auf Rei Innere erfhiten, fin die dle en dor dem Getichtsbofe in die 


ie] Credit⸗Actien 57. Oeſterr. 


ch] Pfd. Brutto 90 B 


pen gemacht babe, daß er ſtets ein Taugenichts geweſen und alle Verſuche, 74 


Knie und bittet händeringend, mit dem Tode des Sohnes ſo lange zu warten, 
bis fie geſtorben fein würde. Sie bekennt, daß das auf der Buhne bei Rapfen 
gefundene Stück Kamm und der Spiegel ihrem Sohne gehören. 

Das Jammern und Weinen der Zeugin war herzzerreißend; auf Anord⸗ 
N e Herrn Vorſitzenden ſoll die hinſinkende arme Frau aus dem Saale 
eſührt werden; als fie bei dieſer hing | bei ihrem Sohne vorbeikommt, 
inkt fie in die Knie und mit lauter, von Weinen unterbrochenen Stimme 
ruft ſie ihm zu: ch en, bei Jeſus und Maria beſchwöre ich Dich, geſtehe!“ 
Der Verbrecher ſah ſeine daliegende alte Mutter mit kaltem Blicke, keine 
Miene verziehend, an. 0 
bei dieſer ergreifenden Scene kein Auge trocken geblieben, und die Erbitterung 
gegen den entarteten Sohn fteigerte ſich fo, daß es einige Minuten dauerte, 
bis die Klingel des Vorſitzenden die nöthige Ruhe wieder herſtellen konnte. 
— Auch der leibliche Vater des Angeklagten, der Einwohner Schwantuch, be⸗ 
kundete genau das, was feine Ehefrau bereits ausgeſagt. — Die Ausſagen 
der weiteren Zeugen übergehen wir, da fie zur Sache ſelbſt nichts Weſenkli⸗ 
ches enthalten, und theilen nur noch mit, daß der Arbeiter Ober in Folge 
einer e der königl. Staatsanwaltſchaft, daß Schwantuch ein Menſch 
ſei, dem ein ſo ſchweres Verbrechen, wie das vorliegende, zuzutrauen ſei, 
über einen Streit, den Schwantuch mit ſeinen Mitarbeitern gehabt habe, ge⸗ 
hört wurde. Ober bekundet, daß Schwantuch bei dieſer Gelegenheit die 
Aeußerung: „Mir iſt es gan glach ob ich einen Menſchen oder einen Hund 
todtſchlage, gemacht hat. en vernommenen Zeugen hatte Schwantuch 
etwas . Einigen ſagte er, daß ſie ihre ihn belaſtenden Ausſagen 
nur aus Rache gethan, Anderen wieder, daß ſie gelogen; einer Zeugin, die 
en Diebftahl ſchon ein Mal beſtraft worden, ſagte er in's Geſicht: „Du 
lügſt, mit Dir habe ich gar nicht geſprochen, denn Du biſt mir zu ſchlecht, 
Du haſt ſchon im Gefängniß geſeſſen!“ . 

Der Angeklagte verfucht fein Alibi zu beweiſen und behauptet, daß er am 
8. März von dem Strafanſtalts⸗Auſſeher Stief in Jauer geſehen worden, 
am 10, März bei dem Arbeiter Pfitzner in Silterwig bei Zobten und am 
11, März bei der Wwe. Seidel in Bertelsdorf bei Reichenbach ſich aufge⸗ 
halten habe. Der Zeuge Stief giebt an, daß er den ihm bekannten Schwan⸗ 
tuch am 14. aber nicht am 8. März in Jauer geſehen und geſprochen habe; 
der Zeuge Pfitzner, daß Schwantuch nicht in der Nacht vom 9. zum 
10. März, ſondern in einer Nacht der zweiten Hälfte des Monats März bei 
ibm genächtiat hat. Der Herr Vorſitzende theilt mit, daß die Wwe. Seidel 
nicht habe erſcheinen können, weil fie nach einer amtlichen Mittheilung des 
daſigen Ortsgerichts bereits im Laufe des Sommers an der Cholera geſtorben iſt. 
Das von dem Angeklagten verſuchte Alibi iſt ſonach mißlungen! 
Nachdem die Beweisaufnahme für geſchloſſen erklart worden, plaidirte die 
königl. Staats⸗Anwaltſchaft für das Schuldig, den Mord mit Ueberlegung 
7 — * zu haben (§ 175 des St.⸗G.⸗B.), der Vertheidiger, Herr Rechts⸗ 
anwalt Kühn für das Schuldig, einen Todtſchlag verübt zu haben ($ 176 
St.⸗G. B.). Nach dem Reſums des Vorſitzenden zogen ſich die Geſchworenen 
in ihr Berathungszimmer zurück, aus welchem ſie nach etwa einer halben 
Stunde zurückkehrten. Sie erklärten den Angeklagten Joſeßh Schwantuch für 
ſchuldig, am 11. März 1866 im ler zu Rapſen die Dienſtmagd 
Nofine Hoffmann getödtet zu haben und zwar vorſätzlich und mit 
Ueberlegung, ſie erklärten ihn ae für ſchuldig, an demſelben 
Tage ebrndafelbft einen Diebſtahl verübt und einen ſchweren Dieb⸗ 
ſtahl verſucht zu haben. — Unter lautloſer Stille des überaus zahlxeichen 
Auditoriums verkündete der Gerichtshof das Urtel, nach welchem Joſeph 
Schwantuch wegen dem im Pfarrhauſe zu Rapſen verübten Diebſtahl zu 
8 Jahre Zuchthaus, aber außerdem wegen Mord zum Tode berurtheilt 
iſt. Der Verbrecher horte das Todesurtheil mit größter Frechheit an, 
nicht eine Muskel ſeines Körpers verrieth irgend eine Spur von Erre 
Er wurde ſofort wieder in Feſſeln gelegt und in das Criminalgefängni 
ruͤckgebracht. 
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Meteo rologiſche Beobachtungen. 
e Kg 0 Grd. ya — 5 N F 
tar ver Suft nah 8 rometet. — ich F 
Breslau, 14. Dez. 10 50 32734 | — 6,2] NO. 1. Heiter. 
15. Dez. 6 U. Mro. 329,11 —72 N. 1. Heiter. 


Breslau, 15. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 2 3. U.⸗P. — F. 6 8. 
Eisſtand. . 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Berlin, 14. Dezbr. Für die Montagsſitzung des Abgeordneten⸗ 
Hauſes iſt folgende Interpellation Löwe's (Calbe) angekündigt: Ob und 
welche Schritte das Staatsminiſterium gethan, um die Abweichungen 
von den principiellen Beſtimmungen des Reichswahlgeſetzes von 1849 
zu beſeitigen, welche die mecklenburgiſchen Reglerungen in dem von den⸗ 
ſelben publicirten Wahlgeſetz für Parlamentswahlen des Nordbundes 
vorgenommen haben, obgleich fie in dem mit Preußen geſchloſſenen Ver: 
trage vom 21. Auguſt 1866 ſich verpflichtet haben, die Parlaments⸗ 
wahlen des Norobunded auf Grund des Reichsgeſetzes vom 12. April 
1849 vornehmen zu laſſen. 

Michaelis wird dann beantragen, die Regierung aufzufordern, Vor⸗ 
bereitungen zu treffen, um das Etatsjahr künftig auf die Periode vom 
1. Juli bis 30. Juni zu verlegen. (Wolff's T. B.) 

London, 14. Dezbr. Mit der Ueberlandpoſt eingetroffene Nach⸗ 
richten aus Point de Galle vom 29. November melden aus Hongkong 
vom 15., daß die franzöſiſche Expedition gegen Korea, ohne Widerſtand 
zu finden, bis Kongiwa vorgerückt war. — In Japan hatte der Bür: 
gerkrieg aufgehört. - 

Brüſſel, 14. Dezbr. Wie der „Moniteur“ anzeigt, iſt General: 
lieutenant Goethals, bisher Adjutant des Königs, zum Kriegsminiſter 
ernannt worden. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen- Nachrichten. 
Paris, 14. Dezember, Nachm. Uhr. Die Rente eröffnete zu 69, 70, 
und ſchloß träge und unbelebt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 
83% gemeldet. Schluß ⸗Courſe: proc. Rente 69, 62%. Ital. öproc. 
Rente 56, 70. Zorcc. Spanier —. Iproc, Spanier —. Oeſterr. Staate 
Eiſendahn⸗Aktien 406, 25. Credit⸗Mob.⸗Aktien 578, 75. Lombard. Giſer⸗ 
bahn⸗Uktien 390, 00. Oeſterr. Anleihe von 1865 pr. opt. 303, 


6% Ver. St. pr. 1882 80%. 

rg 14. Dezbr. Nachm. 4 Uhr. Schluß ⸗Gourſe Conſols 
88%. 1% Spanier 32. Sardinier 73. Italſen. 5% Rente 55 f, Lom⸗ 
barden 15%. Mexicaner 18%. 5% Ruſſen 86%. Neue Ruſſen 1 — 5 
ber 60%. Tarliſche Anleibe 1865 32%. 6% Ver. St.⸗Anl. pr. 70%, 
Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8% Sh. Wien 13 Fl. 25 Kr. 

e e ee de e 
1860 er Looſe 80, 90. er Looſe 73, 40. eſterx.“ — ahn 
205, 70. Galizier 219. 00. Czernowitzer 179, 75. Böhmlihe Weſtbahn —. 


aue Stimmung. 
N 14. Dezbr. Petroleum, raff. Type, weiß, 54 Free. 
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1 Hamburg, 14. Dez., Rahm. 2 Uhr 30 Min. Fonds angenehm, Nord» 

bahn matt, Valuten feſt. tert 


110%. Norddeutſche Bank er 
Altona⸗Kieler al e 139, dito neue 1 2. 
Huf. Prämien⸗Anleihe 87%. 1860 r 
Verein. Staaten⸗Anleibe pr. 1882 68%. 
99 bez. Petersburg 27% not., 27% bez. r : 

Hamburg, 14. Dezbr. [Gerreidemartt] feit, aber ruhig. Weizen 


pr. Dezbr. 5400 Pd. nette 148 Bancothaler Br., 147 GM., pr. Frübjabr 
143 Br., 142 Gl. Roggen loco matt, Termine böher. Pr. Dezbr. 500 
f Br., 87 Gd. Oel loco 25%, 


r., 88 Gld., pr. Früh „87 
Sah len. PA Falle feft, Zink 3000 Ctr. Frühjahr zu 1444 verkauft. 
ehr feſt. — Ka 
Liverpool, 14, Dezbr., Mittags, Baumwolle: 10— 12,000 Ballen 
Umſatz. Wochenumſatz 107,160, zum Export verkauft 18,650, wirklich expor⸗ 
tirt 14,559, Conſum 70,000, Vorrath 485,000 Ballen. Middling amerikaniſche 
14%, middling Orleans 14%, dar Dhollerah 11%, good middling fair Dhol⸗ 
lerab 10%, middling Dhollerab 10%, Bengal 8, oo fair Bengal 8%- 
Paris, 14. Dezember, Nachmittag 3 Abr. üböl pr. Dezember 97, 50, 
pr. Januar⸗April 98, 60, pr. Mai⸗Auguſt 98, 00. Mehl or. Dezembei 
„00, pr. Januar ⸗ , 50. pr. we 60. 00 
London, 14. Dezember. Jetreidemarkt Schlußbericht). Engliſcher 
Weizen zu höͤchſt Montageprelfen verkauft, fremder jetzt gehalten, ruſſi⸗ 


* 


Wir geben nicht zu weit, wenn wir behaupten, daß] rene 


Erregung.] gig 


75. Raps 


ſcher zu beſſeren Preiſen gehandelt. Frühjahrsgetreide feſt. Schönes 
Amſterdam, 14. Dezember. Getreidemarkt (Schluhberiht). Weizen 


unverändert. Roggen auf — Raps underändert. Rübdl pr 
Mai 41%, pr. Deiober-Dezember 42%. 


Berliner Börse vom 14. Dezember 1866. 1 


Fonds- und Seld-Course, Bisenbahn-Dtamm-Astien. 
„ Btaats-Anl. .. 9% G. 

Staats-Anl. von 1858 620% be. Dividende pro 1804 1888 Ei. 
dito . 5214 |89 be. 3 
dito 1853|4 1 — 
dito 1854 be, 13 3 
dito 1885 bez. 
dito 1s56laıh last, be. . 11 12 
as 18. 2 2 

to 2. 
dito 1864 L bs. 2 ir. 

8taats-Schuldscheinel#' bs. 16% 

Präm.-Anl. von 1885 9% bz. Hr 2 

Berliner gᷓtadt-Oblig. B. 7 

Pi — u. N. 4 — 2 8 1K. — 

3 Posensche...... — 14 — 

E deo . eee u — 

ä er usu“ e. — > 

65.00 5 

„Kur- u. Neumärk, ba. ** = 

2 Pommersche. bz. 1 Bi 

1 BB. 4 ba, * 
Preussische. .. 4 ba. a 7 

3 W. u. Rhein. 4 08 bz, 1 k 
Bächslsche . ..... 4 Hi BE 1 Pr 

4 Bchlesische, ....|4 felt bz. 25 

Louisd’orl10%, bz. Ost nk 16 br. Aa, — 


Joldkr 5. 7K ba. |PolnBkn, 


8 
te 


= 
Balz 
* 
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Poln. Pfandbr. III. Em. 
Poln, Obl, 4 500 FI. 

dito 4 300. 
Kurhees. 40 Thlr. Ob. — 
Ba Fl. Loos: 


— 


7 


2 2 


Oest. it. 

Rhein v. St. gar.. 

Rbein-Nahe-B. gar. 
Berlin, 14. Dezbr. R 

808 16 0 ce io d Jan 

a + Dein u un an.⸗ 
1 Hrn. Ha 


t. Roggen loco 80--Slpfo. 56—56 7 Thlr. ab 
ze. 8 2 * 


itus looo 
2 Alk des nah 


187 — 7 
Gld., % Thlr. Br., 16% a Thlr. bez., Mai⸗Junl 164 
—%—% Tr. bez. I = 
Breslau, 15. Dezember. Wind: Nord: Weit. Wetter: Har. here 
momet 1 Früb 6 Grad Kälte. Am heutigen Markte waren die Fo en 


für einzelne Getreide⸗Gattungen hoher, dieſelben wurden jedoch wenig be⸗ 
achtet und blieb ſomit der Preisſtand im Allgemeinen o enderung. 

Weizen vereinzelt gefragt, pr. 70 4 lere weißer 8395 Sgr., 
gelber 82—90 Sgr., feinfte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezahlt. — Roggen 
gut behauptet, pr. 8“ Pfd. 65—67 Sgr., feinſte Sorten vereinzelt bis 68 Sgr. 


oezahlt. — Gerſt ee feſter, pr. 74 Pfd. hell: 60 Sgr., gelbe 49—55 | 
Br Sorten über Noti, bezahlt. — 545 ſchwach chair pe. 50 fd. 
31—34 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. Erbſen mehr angeboten. 
Wicken fehlen. — Oelſaaten unverändert. — Lupinen vernachläſſigt. 
— Schleſiſche Bohnen mehr Frage. — Raps⸗ 


efragt. — Schlaglein 
kuchen begehrt, 51—53 gi 25 Etr. 


[Breslauer Börſe vom 15. Dezember.] [Schluß ⸗Courſe.] 1 Ubr 
Nachmittags. Ruſſiſch Bariergelb 8% —80 bez. Oeſterr. Barkasien 77% 
bez. u. Br. Schleſ. Rentenbriefe 91% dez. Schleſ. Pfandbriefe 87 bez. 
Oeſterr. National⸗Anleihe 51% bez. e 142% Br. Neiſſe⸗Brieger —. 
Zberſchleſ. Lit. K. und C. 176 bez. u. Br. Wilhelmsbahn 50% bez. Oppeln | 
Tarnowitzer 75% bez u. Br. efterr, Creditbank.⸗Actien 58 Br. Schleſ. 
Bank⸗Verein 113% Gld. 1860er Looſe 6362 % bez. u. Br. Amerikaner 
75% bez. u. Gd. Warſchau⸗Wiener 62 Br. Minerva 304—K bez. u. Gd. 


Breslau, 15. Dezember. Preiſe der Cerealien. 


Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroschen, 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 
Weizen, weißer. 92—96 86 82—81 Gerſte 5859 55 50—53 
00, gelber 88—91 85 N dajen 3 33 31-82 
Roggen 68 67 65—66 ar yes 68—72 64 55— 60 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
a gg rege Naps und Nübſen. . 
Winterrübfen.. 190 180 170 er 
— 170 160 150 ( vr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
8 170 160 150 


Loco - (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 
15 Br. 


bez., f 
Officiell gekündigt: — Ctr. Wei — ECtr. Hafer. 
— Ctr. Rapskuchen. Ort. Spiritus. 


en. — Er. Roggen. 
— Eir. Nabdl. — Ctr. Leindl. 10,000 
bend, den 15. Dezember d. J., Abends 7 
_. 155 Muſitſaale der Aue Uniberfität; * ub, 


des Breslauer Sängerbundes 


unter Leitung des Hrn. Waetzoldt und unter gefälliger Mitwirkung des 
0 ani ten Herm K. Seidel zum Besten der ” 


National » Invaliden = Stiftung. 
Billets à 15 Sgr. in den Muſtklien Happ rungen der Herren Julius Har 
nauer, Jenke und Sarnigbaufen, Theodor Lichtenberg und F. E. C. Leuckart. 
Numerirte Plätze à 20 Sgr. nur in den Buch⸗ und Muſikalien⸗Handlun⸗ 
gen der Herren Julius Hainauer und F. E. C. Leuckart. 222) 


Für Zuckerfabeiken, Brennereien, Siedereien, Dampf: u. Waſſer⸗ 
beizungen e e Roͤhren und mpf # 


Röhren von verbleitem Eiſenblech, 


chetts: 
pro laufenden Fuß 4” weit 19 ½ Sgr., 


1 21 [2 
MR [514 g 
auritinsplaß 7. 


5 7 5 = 25 
II. Meinecke, Breslau,“ 
Drud don Graf, Ward und Gomp. W. Brnnih) in Bad. 


„ 2 . 


